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VERWALTUNGSGERICHTSHOF 
BADEN-WÜRTTEMBERG 

 
Im Namen des Volkes 

 
Urteil 

 
In der Verwaltungsrechtssache 
 
Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland (BUND), Landesverband Ba-
den-Württemberg e. V., 
vertreten durch die 1. Vorsitzende, XXX XXXXXXXX XXXXXXXXXX, 
Paulinenstraße 47, 70178 Stuttgart 
 

-  Kläger  - 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 

gegen 
 

Bundesrepublik Deutschland, 
vertreten durch das Eisenbahn-Bundesamt Außenstelle Karlsruhe/Stuttgart, 
Standort Stuttgart, dieses vertreten durch den Präsidenten, 
Olgastraße 13, 70182 Stuttgart 
 

-  Beklagte  - 
beigeladen: 
 
 
 
 
 
prozessbevollmächtigt: 
 
 
 
 
wegen Planfeststellung Stuttgart 21, Planfeststellungsabschnitt 1.1, 5. Plan-
ergänzung 
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hat der 5. Senat des Verwaltungsgerichtshofs Baden-Württemberg durch den 
Vizepräsidenten des Verwaltungsgerichtshofs Bölle, den Richter am Verwal-
tungsgerichtshof Pfaundler und den Richter am Verwaltungsgerichtshof 
Dr. Albrecht aufgrund der mündlichen Verhandlung vom 15. Dezember 2011 
 
für Recht erkannt: 
 
 
Es wird festgestellt, dass der Bescheid des Eisenbahn-Bundesamts vom 
30.04.2010 zur 5. Änderung des Planfeststellungsbeschlusses vom 
28.01.2005 betreffend die Zentralisierung der Wasseraufbereitungsanlagen 
rechtswidrig ist und nicht vollzogen werden darf.  
 
Im Übrigen wird die Klage abgewiesen. 
 
Die Beklagte und die Beigeladene tragen jeweils die Hälfte der Kosten des 
Verfahrens.  
 
Die Revision wird nicht zugelassen. 
 
 
 

Tatbestand 
 
 
 
Der Kläger, ein anerkannter Naturschutzverein, wendet sich gegen die 5. Än-

derung des Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005 im Zuge einer 

Umplanung des Grundwassermanagementsystems für den Bau des neuen 

Stuttgarter Tiefbahnhofs. 

 

Die Beigeladene ist Vorhabenträgerin für den durch Planfeststellungsbe-

schluss vom 28.01.2005 planfestgestellten Umbau des Bahnknotens Stuttgart 

(„Projekt Stuttgart 21“) im Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Talquerung mit 

neuem Hauptbahnhof). Der bestandskräftige Planfeststellungsbeschluss sieht 

u.a. eine Tieflage des neuen Durchgangsbahnhofs und der dazugehörigen 

Bahnhofsgebäude (Technikgebäude und nördliches Bahnhofsgebäude) vor, 

ebenso eine Verlegung der Stadtbahnen in der Heilbronner Straße und im Be-

reich der Haltestelle Staatsgalerie.  

 

Bei der Herstellung dieser Bauwerke bzw. der Durchführung der erforderli-

chen Arbeiten wird vorübergehend in die Grundwasserstockwerke des Quar-

tärs und des Gipskeupers eingegriffen. In diesem Zusammenhang sieht der 
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Planfeststellungsbeschluss eine bauzeitliche Grundwasserabsenkung vor, die 

bis maximal 0,5 m unter die jeweilige Bauwerkssohle reicht. Im Endzustand 

sollen die geplanten Bauwerke dann dauerhaft im Grundwasserkörper liegen. 

 

Um das obere Grundwasserstockwerk zu stützen, die Reichweite der Grund-

wasserabsenkung zu minimieren und den Aufstieg von mineralisiertem 

Grundwasser aus den tieferen Schichten (Lettenkeuper und Oberer Muschel-

kalk) so weit wie möglich zu verhindern, sollen die geplanten Bauwerke in 

Teilbaugruben errichtet werden, wobei das aus diesen Teilbaugruben geför-

derte Grund- und Niederschlagswasser über Infiltrationsbrunnen im Nahbe-

reich der Teilbaugruben sowie über Sohlfilter bereits fertig gestellter Teilbau-

gruben wieder in das Erdreich infiltriert wird. 

 

Der Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 verpflichtet die Vorhabenträ-

gerin nicht nur zur Durchführung der beschriebenen Wasserinfiltration (Ne-

benbestimmung VIII.7.1.2.), sondern auch zur vorherigen Abreinigung des 

geförderten Grund- und Niederschlagswassers entsprechend dem Stand der 

Technik (Nebenbestimmung VIII.7.1.8.1.). Zu diesem Zweck hat die Vorha-

benträgerin eine entsprechende Reinigungsanlage vorzuhalten und zu betrei-

ben (Nebenbestimmung VIII.7.1.8.1. und VIII.7.1.8.4.). Dabei sieht der Plan-

feststellungsbeschluss die „Bestimmung des Standorts der erforderlichen An-

lagen“, den „Leitungsverlauf“ sowie „Lage, Ausbau und Verfilterungsstrecke 

der vorgesehenen Infiltrationsbrunnen“ als „ausführungstechnische Details“ 

an, welche „mit der Unteren Wasserbehörde abzustimmen und dem Eisen-

bahn-Bundesamt vor Baubeginn vorzulegen“ seien. Im Planfeststellungsbe-

schluss selbst werden hingegen die erforderlichen wasserrechtlichen Erlaub-

nisse für das Entnehmen, Zutagefördern, Zutageleiten und Ableiten von 

Grundwasser erteilt, ebenso die erforderlichen wasserrechtlichen Genehmi-

gungen für den Bau und den Betrieb von Abwasserbehandlungsanlagen zur 

Abreinigung des entnommenen Grundwassers (Wasserwirtschaftliche Ent-

scheidung IV.1.1., Planfeststellungsbeschluss S. 23 und S. 350/351, 

S. 354/355).  
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Das dem Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.1995 zugrundeliegende 

Grundwasserkonzept sah ursprünglich den Bau von drei einzelnen Infiltrati-

onswasseraufbereitungsanlagen (IWA-A, IWA-B und IWA-C) und einer Über-

schusswasseraufbereitungsanlage (ÜWA) an insgesamt vier Standorten in der 

Nähe des bestehenden Hauptbahnhofsgebäudes vor. Im Zuge der Erstellung 

der Ausführungsunterlagen optimierte die Vorhabenträgerin ihre Planungen 

u.a. bezüglich der Wasseraufbereitungsanlagen des „zentralen Grundwas-

sermanagements“. Die geänderte Planung sieht nunmehr vor, die bislang vor-

gesehenen vier dezentralen Wasseraufbereitungsanlagen an einem zentralen 

Standort im Bereich des derzeitigen Omnibusbahnhofs östlich des bestehen-

den Hauptbahnhofsgebäudes zu bündeln. Der vorgesehene Standort der neu-

en zentralen Wasseraufbereitungsanlage ist hierbei weitgehend identisch mit 

dem bisher schon vorgesehenen Alternativstandort für die Überschusswasser-

aufbereitungsanlage (ÜWA). Mit der Umplanung des Grundwassermanage-

mentsystems möchte die Beigeladene bauzeitliche Auswirkungen auf ver-

kehrliche Belange und Eingriffe in das Stadtbild minimieren sowie eine ver-

besserte Anlagensteuerung erreichen.  

   

Am 11.12.2009 beantragte die Beigeladene bei der Beklagten eine entspre-

chende Änderung des festgestellten Plans. Die Beklagte führte daraufhin ein 

vereinfachtes Planfeststellungsverfahren (ohne Anhörungsverfahren) durch. 

Träger öffentlicher Belange - die Landeshauptstadt Stuttgart als Grundstücks-

eigentümerin und als Untere Fachbehörde, Vermögen und Bau Baden-

Württemberg,  das Regierungspräsidium Stuttgart als Höhere Fachbehörde - 

wurden an dem Verfahren beteiligt, nicht aber der Kläger.  

 

Mit Schreiben vom 25.01.2010 und vom 22.02.2010 teilte die Landeshaupt-

stadt Stuttgart mit: Aus immissionsschutzrechtlicher Sicht bestünden gegen 

die Änderung keine Bedenken. Grundsätzliche Bedenken bestünden auch 

nicht aus wasserrechtlicher und bodenschutzrechtlicher Sicht, sofern die Ne-

benbestimmungen des Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005 einge-

halten und die nachfolgend aufgeführten Auflagen und Hinweise beachtet 

würden. Eine Stellungnahme aus naturschutzrechtlicher Sicht sei derzeit noch 

nicht möglich, da die gelieferten Unterlagen hierzu keine Aussagen enthielten. 
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Die von der Umplanung betroffene Fläche sei aktuell mit Bäumen und Sträu-

chern bestanden und Lebensraum besonders geschützter Arten. Eine Besie-

delung der in diesem Bereich stehenden Bäume mit streng geschützten oder 

seltenen Arten (z.B. Juchtenkäfer) sei möglich. Da beim Bau der Abwasser-

aufbereitungsanlage von einer vollständigen Beseitigung der Gehölze auszu-

gehen sei, müsse die Frage von Eingriff, Ausgleich und Ersatz geklärt wer-

den. Entsprechende Informationen und fachliche Gutachten seien vorzulegen.  

 

Daraufhin übermittelte die Vorhabenträgerin eine Stellungnahme des Büros 

Bxxxxx („Fachgutachten und -beratung zu Landschaftsplanung und Umwelt-

verträglichkeit bei Planungen und Vorhaben“) vom 01.02.2010, wonach die 

Eingriffe in die betroffenen Flächen bereits im Rahmen der Planfeststellung 

erfasst und durch die vorgesehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen A1 

und E1 kompensiert seien. Weitere bzw. zusätzliche Ausgleichsmaßnahmen 

seien nicht erforderlich. Im Rahmen der Planfeststellungsunterlagen seien 

auch der potentielle Fledermausbestand sowie die Avifauna erhoben worden. 

Als Ausgleich für den Verlust potentieller Fledermausquartiere würden Fle-

dermauskästen als Sommerquartiere aufgehängt. Die vorliegende Untersu-

chung von Wxxxx (2003) zum Juchtenkäfer habe keine Hinweise zu einem 

Vorkommen dieser prioritären Art im Eingriffsbereich erbracht. Da im Rahmen 

der 5. Planänderung weder zusätzliche direkte flächenhafte Eingriffe oder 

Verluste an älteren Bäumen noch zusätzliche erhebliche indirekte Beeinträch-

tigungen zu erwarten seien, werde keine Notwendigkeit für zusätzliche Unter-

suchungen gesehen.  

 

Das Regierungspräsidium Stuttgart teilte dem Eisenbahn-Bundesamt mit 

Schreiben vom 26.04.2010 mit, die Feststellung von Bxxxxxx, das Gutachten 

Wxxxx aus dem Jahre 2003 (Kartierung 2002) habe keine Hinweise zum Vor-

kommen des Juchtenkäfers erbracht, sei mittlerweile überholt. In einer E-Mail 

des Herrn Wxxxx vom 21.01.2010 an die Stadt Stuttgart sei darauf hingewie-

sen worden, dass im Zuge von weiteren Arbeiten im Rahmen des Arten-

schutzprogramms im mittleren Schlossgarten der Juchtenkäfer seit 2005 

nachgewiesen sei. Nach Angabe des Gutachters sei stark davon auszugehen, 

dass sich die Bestandssituation gegenüber den Ergebnissen des Gutachtens 



- 6 - 

von 2002 verändert habe. Im Rahmen des Planänderungsverfahrens ergebe 

sich daher weiterer Untersuchungsbedarf zum möglichen Vorkommen des 

Juchtenkäfers, ggf. seien vorgezogene Maßnahmen nach § 44 Abs. 5 

BNatSchG zu prüfen.  

 

Mit Bescheid vom 30.04.2010 genehmigte das Eisenbahn-Bundesamt die be-

antragte 5. Planänderung. Der ursprüngliche Plan wurde, soweit er mit dem 

neuen Plan nicht übereinstimmt, aufgehoben und durch die geänderte Pla-

nung ersetzt oder ergänzt. Die Entscheidung erging mit zahlreichen Neben-

bestimmungen. Zur Begründung heißt es, die Planänderung sei mit anderen 

öffentlichen Belangen vereinbar. Zwar habe die Höhere Naturschutzbehörde 

die Planfeststellungsbehörde darüber informiert, dass neuere Erkenntnisse 

zum Vorkommen des Juchtenkäfers in der Umgebung des Eingriffsgebiets 

vorlägen; eine genaue Feststellung bzw. ein entsprechendes Gutachten, wo 

der Juchtenkäfer konkret vorgefunden worden sei, sei jedoch nicht vorgelegt 

worden. In den Unterlagen sei lediglich eine E-Mail des Gutachters zu finden, 

wonach in einer Baumgruppe in der Nähe des Café Nxx im Jahr 2005 die Art 

im mittleren Schlossgarten durch Zufallsfunde nachgewiesen worden sei. Aus 

Sicht der Planfeststellungsbehörde sei es für die beantragte Planänderung 

unerheblich, ob in dem Eingriffsbereich an den durch den Planfeststellungs-

beschluss zu fällenden Bäumen nachträglich ein Vorkommen des Juchtenkä-

fers festgestellt worden sei. Dies stehe der Planänderung nicht entgegen, weil 

durch diese keine zusätzlichen Flächen in Anspruch genommen würden und 

im Rahmen der Planfeststellung die Eingriffe (z.B. auch durch das Fällen von 

Bäumen) auf den Baustelleneinrichtungsflächen erfasst und durch die vorge-

sehenen Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen A1 und E 1 vollständig kompen-

siert worden seien. Im Übrigen sei die Vorhabenträgerin aufgrund der plan-

festgestellten Unterlagen gehalten, die gefällten Bäume zu untersuchen und 

vorgefundene Juchtenkäfer bzw. Larven „unter Hinzuziehung“ (sc.: geeigneter 

Fachleute) umzusiedeln. Daher seien keine weiteren Untersuchungen bzw. 

Ausgleichs-, Minimierungs- und Gestaltungsmaßnahmen im Rahmen der be-

antragten Planänderung erforderlich. Die Planfeststellungsbehörde habe den-

noch den Hinweis auf ein mögliches Vorkommen des Juchtenkäfers im Ein-

griffsbereich der Baumaßnahme zum Anlass genommen, der Vorhabenträge-
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rin mit Schreiben vom 30.04.2010 außerhalb des Planänderungsverfahrens 

aufzugeben, eine entsprechende Untersuchung zum Juchtenkäfervorkommen 

durchzuführen und bei Vorhandensein desselben (bzw. seiner Larven) diesen 

unter Hinzuziehung geeigneter Fachleute umzusiedeln.  

 

Der Bescheid vom 30.04.2010 wurde den beteiligten Trägern öffentlicher Be-

lange in der Zeit vom 04. bis 06.05.2010 zugestellt. Auf eine öffentliche Be-

kanntmachung wurde verzichtet. 

 

Mit Schreiben vom 29.09.2010 legte die Vorhabenträgerin u.a. einen von 

Dipl.-Biol. Wxxx verfassten Untersuchungsbericht zum Vorkommen des Juch-

tenkäfers im Vorhabenbereich mittlerer Schlossgarten vom August 2010 vor. 

Der Sachverständige stellt darin fest, dass der gesamte Vorhabenbereich im 

mittleren Schlossgarten und seinen Randbereichen im Juli 2010 erneut unter-

sucht worden sei. Es habe sich erwiesen, dass sich vier vom Juchtenkäfer 

besiedelte Bäume im Vorhabenbereich und drei weitere Bäume im Wirkbe-

reich befänden. Hinsichtlich eines weiteren Baums sei der Befund unklar. 

Blieben alle Bäume in dem grün umgrenzten Bereich der Karte 2 (Grünfläche 

westlich des Weges vom Hauptbahnhof zum Landespavillon Stuttgart und 

nördlich der Ausfahrt Richtung Schillerstraße) erhalten und würden von ihm 

vorgeschlagene Schadensbegrenzungsmaßnahmen mit kontrolliertem Erfolg 

durchgeführt, sei nicht mit einer erheblichen Beeinträchtigung des Erhal-

tungszustands der lokalen Population zu rechnen. Eine erhebliche, nicht aus-

gleichbare Beeinträchtigung dieser Population sei hingegen gegeben, wenn 

die festgestellten Brutbäume gefällt würden oder deren Vitalität durch Pro-

jektwirkungen nachteilig beeinflusst werde.  

 

Am 22.07.2011 hat der Kläger gegen den Planänderungsbescheid Anfech-

tungsklage erhoben. Zur Begründung trägt er vor: Die Klage sei zulässig. Der 

Bescheid zur 5. Planänderung sei ihm weder durch Zustellung noch durch öf-

fentliche Bekanntmachung bekannt gegeben worden; die Klage sei auch nicht 

verwirkt, da angesichts seines vorprozessualen Vorgehens weder die Vorha-

benträgerin noch die Beklagte darauf hätten vertrauen können, dass gegen 

den 5. Planänderungsbeschluss kein Rechtsmittel eingelegt werde. Die Kla-
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gebefugnis folge aus Vorschriften des Artenschutzrechts, auf die er sich gem. 

§§ 64 Abs. 1, 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG berufen könne; außerdem sei zu-

gleich sein Verfahrensbeteiligungsrecht verletzt worden. Die Klage sei auch 

begründet, denn der angefochtene Bescheid verstoße gegen § 44 Abs. 1 

BNatSchG, § 45 Abs. 7 Satz 1 Nr. 5 BNatSchG und § 63 Abs. 2 Nr. 6 

BNatSchG. Die Prüfung, ob einem Vorhaben naturschutzrechtliche Verbote, 

insbesondere das Zugriffsverbot aus § 44 Abs. 1 BNatSchG, entgegenstün-

den, setze eine ausreichende Ermittlung und Bestandsaufnahme der im Vor-

habenbereich vorhandenen Tierarten und ihrer Lebensräume voraus. Verlangt 

seien Ermittlungen, deren Ergebnisse die Planfeststellungsbehörde in die La-

ge versetzten, die tatbestandlichen Voraussetzungen der Verbotstatbestände 

zu prüfen. Hier hätten der Beklagten durch die Hinweise des Regierungsprä-

sidiums Stuttgart hinreichende Anhaltspunkte für ein Vorkommen des Juch-

tenkäfers im Vorhabenbereich vorgelegen. Die Beklagte hätte daher Anlass 

gehabt, entsprechende Ermittlungen vorzunehmen bzw. zu veranlassen. Dies 

sei nicht geschehen. Darauf, dass die mit dem 5. Planänderungsbeschluss 

verbundenen Eingriffe in Natur und Landschaft bereits Gegenstand des ur-

sprünglichen Planfeststellungsbeschlusses gewesen seien, könne sich die 

Beklagte nicht berufen. Denn schon diesem Planfeststellungsbeschluss habe 

es an einer entsprechenden - den Anforderungen der Rechtsprechung des 

EuGH und des BVerwG genügenden -  tatsächlichen und rechtlichen Prüfung 

artenschutzrechtlicher Verbotstatbestände gefehlt. Die Beklagte sei bei dem 

Planfeststellungsbeschluss vielmehr auf der Grundlage des damaligen § 43 

Abs. 4 BNatSchG davon ausgegangen, dass diese Verbotstatbestände bei 

der Ausführung eines nach der Eingriffsregelung zugelassenen Eingriffs gar 

nicht anzuwenden seien; auch sei das relevante Juchtenkäfervorkommen auf-

grund mangelhafter Sachverhaltsermittlung damals nicht bekannt gewesen. 

Erwägungen des Bestandsschutzes führten ebenfalls nicht dazu, dass die 

rechtliche Erkenntnis einer Anwendbarkeit des strengen Artenschutzrechts 

und die tatsächliche Erkenntnis eines möglichen Juchtenkäfervorkommens im 

Vorhabensbereich im Rahmen der 5. Planänderung unberücksichtigt bleiben 

könnten. Mit den Anforderungen des § 44 Abs. 1 BNatSchG sei der Bescheid 

zur 5. Planänderung nicht vereinbar. Die Beklagte hätte zumindest eine auf 

die räumliche Reichweite des Änderungsverfahrens bezogene Würdigung ar-
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tenschutzrechtlicher Belange vornehmen müssen, an der es fehle. Denn aus 

dem Gutachten des Dipl.-Biol. Wxxxx vom August 2010 ergebe sich, dass das 

durch die 5. Planänderung genehmigte Vorhaben zu einer erheblichen Beein-

trächtigung des Erhaltungszustands der lokalen Juchtenkäferpopulation führe. 

Die Realisierung des Vorhabens führe zwangsläufig zu einem Verstoß gegen 

das Zugriffsverbot des § 44 Abs. 1 BNatSchG, denn mit den Baumfällungen 

würden Fortpflanzungs- und Ruhestätten des Juchtenkäfers zerstört und wäre 

unausweichlich eine Tötung einzelner Exemplare zu erwarten. Zudem bringe 

der Bauablauf erhebliche Störungen der Population mit sich. Hinzu träten 

Verstöße gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG hinsichtlich diverser Vogel- und Fle-

dermausarten, deren Vorkommen im mittleren Schlossgarten bislang über-

haupt nicht abschließend untersucht worden sei. Der Beklagten könne nicht 

darin gefolgt werden, die aufgeworfene Artenschutzproblematik nicht im 

Rahmen der 5. Planänderung, sondern im Rahmen der Ausführungsplanung 

bzw. der Bauüberwachung zu bewältigen. Diese Vorgehensweise habe hier 

dazu geführt, dass am 1.10.2010 die vom Juchtenkäfer besiedelte Platane 

Nr. 552 gefällt worden sei. 

 

Ob die Voraussetzungen für die Erteilung einer Ausnahme nach § 44 Abs. 7 

BNatSchG vorliegen, habe die Beklagte ebenfalls nicht geprüft. Bei einer 

Realisierung des Vorhabens werde der Erhaltungszustand der Populationen 

des Juchtenkäfers jedenfalls so verschlechtert, dass § 45 Abs. 7 Satz 2 

BNatSchG eine Ausnahmegenehmigung von vornherein nicht zulasse. In die-

sem Zusammenhang komme hinzu, dass eine Ausnahme auch deshalb nicht 

erteilt werden könne, weil das Vorhaben nicht durch ein überwiegendes öf-

fentliches Interesse i.S.v. § 45 Abs. 7 Nr. 5 BNatSchG gerechtfertigt sei. 

Grundlage für die Finanzierung des Projekts Stuttgart 21 sei ein Finanzie-

rungsvertrag, der am 02.04.2009 zwischen dem Land Baden-Württemberg, 

dem Verband Region Stuttgart, der Landeshauptstadt Stuttgart, der Flughafen 

GmbH und der Beigeladenen (bzw. deren Konzerngesellschaften) abge-

schlossen worden sei. Dieser Vertrag sehe eine Kostenaufteilung vor, welche 

gegen das finanzverfassungsrechtliche Konnexitätsprinzip gem. Art. 104a 

Abs. 1 GG verstoße. Diese Vorschrift binde alle Parteien des Finanzierungs-

vertrages und verbiete jede Form von Mischfinanzierung. Bund und Ländern 
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sei es nicht erlaubt, die Ausgaben solcher Aufgabenwahrnehmungen zu über-

nehmen, die nach der verfassungsrechtlichen Kompetenzverteilung der je-

weils anderen Körperschaft oblägen. Die Tätigkeit, deren Finanzierung der 

Vertrag vom 02.04.2009 regele, unterfalle aber der ausschließlichen Verwal-

tungstätigkeit des Bundes. Das Land Baden-Württemberg sei deshalb durch 

Art. 104a Abs. 1 GG daran gehindert, sich an den Kosten des Projekts Stutt-

gart 21 zu beteiligen. Aus dem Verstoß gegen die genannte Verfassungsnorm 

folge gem. § 59 Abs. 1 VwVfG i.V.m. § 134 BGB die Nichtigkeit des Finanzie-

rungsvertrages, was wiederum zur Folge habe, dass dem Projekt die finanzi-

elle Grundlage fehle. Eine Finanzierung ausschließlich aus Mitteln der Beige-

ladenen und der Beklagten sei aber nicht absehbar. Insgesamt fehle es des-

halb an einem überwiegenden öffentlichen Interesse der Realisierung des 

Projekts. Der BUND könne diesen Gesichtspunkt gem. § 64 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG auch rügen, weil die aufgeworfenen Finanzierungsfragen Teil der 

artenschutzrechtlichen Ausnahmeprüfung nach § 45 Abs. 7 BNatSchG seien 

und nicht die Planrechtfertigung beträfen.  

 

Der Bescheid zur 5. Planänderung beruhe zudem auf einer Verletzung des 

absoluten Verfahrensrechts des Klägers aus § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG. 

Danach stehe anerkannten Naturschutzvereinigungen ein Beteiligungsrecht in 

Planfeststellungsverfahren zu, wozu auch vereinfachte Planfeststellungsver-

fahren nach § 76 Abs. 3 VwVfG gehörten. Der durch diese Vorschriften er-

möglichte Verzicht auf ein Öffentlichkeitsbeteiligungsverfahren mache eine 

Beteiligung anerkannter Naturschutzvereinigungen nicht entbehrlich. Dies 

entspreche auch der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts. Da-

nach sei eine Beteiligung dieser Vereinigungen immer dann geboten, wenn 

sich in einem neuen Verfahrensabschnitt zusätzlich naturschutzrechtliche 

Fragen stellten, zu deren Beantwortung die sachverständige Stellungnahme 

der anerkannten Naturschutzverbände geboten erscheine. Zudem habe das 

Bundesverwaltungsgericht klargestellt, dass das Beteiligungsrecht der Natur-

schutzvereinigungen immer dann ausgelöst werde, wenn auch die Natur-

schutzbehörden an der Planung zu beteiligen seien. Hier habe die Beklagte 

im Hinblick darauf, dass mit der 5. Planänderung zusätzliche Grundstücksflä-

chen der Stadt Stuttgart, des Landes Baden-Württemberg und der Landesstif-
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tung Baden-Württemberg gGmbH betroffen würden, ein vereinfachtes Plan-

feststellungsverfahrens nach § 76 Abs. 3 VwVfG durchgeführt und zu Fragen 

des Artenschutzes und der Eingriffsregelung die Untere sowie die Höhere Na-

turschutzbehörde beteiligt. Dann hätte aber auch der BUND beteiligt werden 

müssen. Die 5. Planänderung habe nämlich Auswirkungen auf den mit der 

belebten Bodenschicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegel sowie 

auf diejenigen Bereiche, v.a. entlang der Schillerstraße, in denen Juchtenkä-

fervorkommen nachgewiesen seien. Es liege auf der Hand, dass die unter-

bliebene Beteiligung des BUND sich auch auf den Inhalt des Bescheids zur 

5. Planänderung hätte auswirken können. Ausreichend sei hier die konkrete 

Möglichkeit einer Kausalität des Verfahrensfehlers, die hier schon deshalb 

gegeben sei, weil die Beklagte es für erforderlich gehalten habe, nach der 

erfolgten Fällung der Platane Nr. 552 noch rechtliche Maßnahmen im Interes-

se des Artenschutzes zu ergreifen.  

 

Der Kläger beantragt, 

 

den Bescheid des Eisenbahn-Bundesamts zur 5. Änderung des 
Planfeststellungsbeschlusses für das Projekt Stuttgart 21, Plan-
feststellungsabschnitt 1.1, vom 30.04.2010 aufzuheben, 
 
hilfsweise festzustellen, dass der Bescheid des Eisenbahn-
Bundesamts zur 5. Änderung des Planfeststellungsbeschlusses für 
das Projekt Stuttgart 21, Planfeststellungsabschnitt 1.1, vom 
30.04.2010 rechtswidrig und nicht vollziehbar ist. 
 

Die Beklagte beantragt, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Zur Begründung führt sie im Wesentlichen aus: Der auf Aufhebung des Be-

scheids zur 5. Planänderung gerichtete Hauptantrag könne schon deshalb 

keinen Erfolg haben, weil etwaige Mängel bei der Abwägung oder die Verlet-

zung von Verfahrens- und Formvorschriften - deren Vorliegen unterstellt - je-

denfalls durch ein ergänzendes Verfahren behoben werden könnten. Der auf 

Feststellung der Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit der angegriffenen 

Entscheidung gerichtete Hilfsantrag sei ebenfalls unbegründet. Entgegen dem 
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Klägervortrag verstoße diese Entscheidung nicht gegen § 44 Abs. 1 

BNatSchG. Bereits der bestandskräftige Planfeststellungsbeschluss vom 

28.01.2005 zum Planfeststellungsabschnitt 1.1 umfasse sowohl flächenhafte 

Eingriffe in den mittleren Schlossgarten als auch den damit verbundenen Ver-

lust an Bäumen. Die Beigeladene hätte hiervon nach Eintritt der Bestandskraft 

Gebrauch machen können. Die beantragte Planänderung (vor Fertigstellung 

des Vorhabens) führe weder in räumlicher noch in sachlicher Hinsicht zu einer 

Ausweitung der dem Vorhabenträger bereits nach der Ursprungsplanung ver-

liehenen Befugnisse. Für die zentralisierte Anlage zum Grundwassermana-

gement werde nur jener Teil des Baufeldes in Anspruch genommen, welcher 

bereits in dem bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss als Alternativ-

standort vorgesehen sei. Bewege sich der Vorhabenträger bei der Planände-

rung vollständig im Rahmen bereits erteilter Gestattungen, widerspreche es 

bereits den Gesetzen der Logik, die Genehmigung der Planänderung von wei-

tergehenden oder einschränkenden Voraussetzungen abhängig zu machen. 

Daran ändere sich auch nichts, wenn man mit dem Kläger davon ausgehe, 

dass der bestandskräftige Planfeststellungsbeschluss gegen Vorgaben des 

europäischen Gemeinschaftsrechts verstoße. Denn nach der Rechtsprechung 

des EuGH sei eine Verwaltungsbehörde nur unter engen Voraussetzungen zu 

einer Überprüfung einer bestandskräftigen Verwaltungsentscheidung  ver-

pflichtet. Diese Voraussetzungen lägen hier nicht vor. Zudem könnten nach-

träglich erkannte weitergehende Betroffenheiten geschützter Tierarten im 

Rahmen einer ökologischen Bauüberwachung „aufgefangen“ werden. In die-

ser Weise sei auch hier verfahren worden. Nachdem sie - die Beklagte - 

Kenntnis von einer möglichen Änderung der artenschutzrechtlich relevanten 

Sachlage in Bezug auf das Juchtenkäfervorkommen im mittleren Schlossgar-

ten erlangt habe, sei sie tätig geworden und habe den Vorhabenträger zur 

Aktualisierung des artenschutzrechtlichen Fachbeitrags aufgefordert. Dem sei 

die Beigeladene auch nachgekommen. Die Frage des Umgangs mit nachträg-

lich auftretenden artenschutzrechtlichen Konflikten stehe weder in rechtlichem 

noch in sachlichem Zusammenhang mit der Entscheidung zur 5. Planände-

rung. Eine andere Sichtweise führe zu nicht sachgerechten Ergebnissen. 
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Der Bescheid zur 5. Planänderung verstoße auch nicht gegen § 63 Abs. 2 

Nr. 6 BNatSchG, weil der Kläger über ein Beteiligungsrecht nach dieser Vor-

schrift gar nicht verfüge. Ein solches setze voraus, dass die angegriffene Ent-

scheidung ein Vorhaben zum Gegenstand habe, welches mit Eingriffen in Na-

tur und Landschaft verbunden sei. Hier sei daran anzuknüpfen, dass bereits 

das bestandskräftig planfestgestellte Vorhaben mit einem Eingriff in Natur und 

Landschaft verbunden sei. Im Falle eines Planänderungsverfahrens bestehe 

ein Verbandsbeteiligungsrecht daher nur dann, wenn gerade aufgrund der 

beantragten Planänderung (im Vergleich zur Ursprungsplanung) zusätzliche 

naturschutzrechtliche Fragestellungen zu bewältigen seien. Solche zusätzli-

chen oder weitergehenden Eingriffe würden durch die 5. Planänderung jedoch 

nicht ausgelöst: Aus tatsächlichen und rechtlichen Gründen habe der Betrieb 

der Anlage zum zentralen Grundwassermanagement keine Auswirkungen 

wasserwirtschaftlicher Art. Bei gleicher Funktionsweise der relevanten Anla-

gen werde lediglich der Standort der Wasseraufbereitungsanlagen verändert. 

Es sei auszuschließen, dass die Zusammenfassung und räumliche Verschie-

bung einzelner Anlagenteile bei ansonsten unverändertem Betriebsprogramm 

i.S.v. § 14 Abs. 1 BNatSchG zu Veränderungen des mit der belebten Boden-

schicht in Verbindung stehenden Grundwasserspiegels führen könnten. Hier-

für spreche auch die Gesetzesbegründung, wonach Baufeldmaßnahmen in 

der Regel keine Eingriffe i.S.v. § 14 Abs. 1 BNatSchG darstellten.  Zweifelhaft 

sei auch die vom Senat in seinem Beschluss vom 05.10.2011 (5 S 2101/11) 

vorgenommene Anknüpfung an die betriebsbedingten Auswirkungen der An-

lage zum Grundwassermanagement. § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG gewähre 

ein Beteiligungsrecht nur „in Planfeststellungsverfahren“. Es bestünden Zwei-

fel, ob sich das eisenbahnrechtliche Planfeststellungsverfahren de lege lata 

auf die Regelung des Anlagenbetriebs erstrecke. Denn der Planfeststellungs-

vorbehalt nach § 18 S. 1 AEG beziehe sich nur auf den Bau oder die Ände-

rung von Eisenbahnbetriebsanlagen. Betriebsregelungen unterlägen diesem 

Vorbehalt hingegen nicht. Erst recht müsse dies für solche Anlagen gelten, 

welche ihrerseits nicht zu den Eisenbahnbetriebsanlagen gehörten, sondern 

lediglich als bauzeitliche Baubehelfe dienten. Die Entscheidung zur 5. Plan-

änderung löse auch keine sonstigen Eingriffe in Natur und Landschaft aus, 

welche die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts oder das 
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Landschaftsbild beeinträchtigen könnten. Die Entfernung von Bäumen und der 

Verlust von Parkflächen sei bereits Bestandteil der ursprünglich festgestellten 

Planunterlagen; darüber hinausgehende naturschutzrechtliche Fragestellun-

gen seien im Rahmen des Verfahrens der 5. Planänderung daher nicht zu 

bewältigen gewesen. Denn diese beziehe sich nur auf das zentrale Technik-

gebäude, welche auf einer bereits durch Planfeststellungsbeschluss vom 

28.01.2005 zugelassenen Baustelleneinrichtungsfläche verwirklicht werden 

solle. Der Verlauf der geplanten Rohrleitungen sei hingegen nicht Gegen-

stand der 5. Planänderung und in dem Lageplan vom 18.11.2009 - als Aus-

führungsplanung - lediglich „zur Information dargestellt“.  

 

Selbst wenn man mit dem Kläger davon ausgehe, dass eine Verletzung seiner 

Beteiligungsrechte vorliege, führe dies nicht zum Erfolg der Klage. Denn die-

ser Fehler wäre ohne Auswirkung auf die Entscheidung in der Sache gewe-

sen. Der vom Kläger zu leistende Beitrag hätte sich nach seinem eigenen 

Vortrag auf das Juchtenkäfervorkommen beschränkt. Weiterer Vortrag sei ihm 

nach § 18e Abs. 5 AEG verwehrt. In Bezug auf das Juchtenkäfervorkommen 

habe sie - die Beklagte - aber ohnehin das Notwendige veranlasst, so die Vor-

lage einer aktualisierten Begutachtung durch die Beigeladene und die Unter-

sagung von Baumfällarbeiten mit Bescheid vom 05.10.2010. Der Kläger habe 

auch nicht dargetan, dass er - verglichen mit der aktualisierten Untersuchung 

vom August 2010 - zu weitergehenden oder abweichenden Ergebnissen ge-

kommen wäre. Der Gutachter komme in dieser Untersuchung gerade nicht zu 

dem Ergebnis, dass die Arbeiten zur Umsetzung des zentralisierten Grund-

wassermanagements wegen des festgestellten Juchtenkäfervorkommens im 

mittleren Schlossgarten unterbleiben müssten.  

 

Soweit der Kläger rüge, die Finanzierungsverträge für das Gesamtvorhaben 

seien nichtig, sei ihm zunächst die Nichteinhaltung der Klagebegründungsfrist 

des § 18e Abs. 1 Satz 1 AEG entgegenzuhalten. Im Übrigen sei es nicht Auf-

gabe der Beklagten, der Frage der zivilrechtlichen Wirksamkeit der Finanzie-

rungsverträge nachzugehen. 
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Die Beigeladene beantragt, 

 

die Klage abzuweisen. 

 

Zur Begründung trägt sie vor: Gegenstand der 5. Planänderung sei aus-

schließlich der Wechsel von der ursprünglich genehmigten dezentralen 

Grundwassermanagementanlage zu einer zentralen Anlage auf solchen Flä-

chen, die bereits im ursprünglichen Planfeststellungsbeschluss in Anspruch 

genommen worden seien. Das hierfür notwendige Rohrleistungssystem ma-

che kein Fällen vom Bäumen notwendig; auch seien keine relevanten Boden-

arbeiten erforderlich. Vielmehr werde das Rohrleitungssystem überwiegend in 

4 m Höhe aufgeständert errichtet, wobei die Ständer flach gegründet würden. 

Die gegen den Bescheid zur 5. Planänderung gerichtete Anfechtungsklage sei 

bereits deshalb unbegründet, weil etwaigen Mängeln in einem Ergänzungs-

verfahren Rechnung getragen werden könne. Auch der auf Feststellung der 

Rechtswidrigkeit bzw. Nichtvollziehbarkeit dieses Bescheids gerichtete Hilfs-

antrag bleibe erfolglos. Ein Verstoß gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG sei nicht 

festzustellen. Die Inanspruchnahme der streitgegenständlichen Fläche sei 

bereits durch den bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss vom 

28.01.2005 gestattet gewesen. Dieser Beschluss habe auch die Fällung der 

Platane Nr. 552  erlaubt, welche sich entgegen den Erwartungen des Gutach-

ters als Lebensstätte des Juchtenkäfers erwiesen habe. Das Fällen dieser 

Platane sei also nicht kausal auf die 5. Planänderung zurück zu führen. Die 

übrigen 7 Bäume, welche nach den Erkenntnissen des Gutachters vom Juch-

tenkäfer besiedelt würden, lägen am westlichen Rand des mittleren Schloss-

gartens und insofern nicht im Geltungsbereich der 5. Planänderung. Die 

Bäume würden auch durch die in diesem Bereich entlang der Wege geführten 

oberirdischen Rohrleitungsanlagen nicht berührt. Baumfällarbeiten oder die 

Bäume gefährdende Tiefbauarbeiten fänden dort nicht statt. Über diese Bäu-

me habe sich das Eisenbahn-Bundesamt daher auch keine Gedanken machen 

müssen. Einen Verstoß gegen § 44 Abs. 1 BNatSchG könne der Kläger au-

ßerdem nur rügen, wenn ihm ein Klagerecht nach § 64 Abs. 1 BNatSchG zu-

stehe, was voraussetze, dass eine Entscheidung nach § 63 Abs. 1 Nr. 3 

BNatSchG Klagegegenstand sei. Dies sei nicht der Fall, weil die 5. Planände-
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rung kein Vorhaben regele, das mit Eingriffen in Natur und Landschaft ver-

bunden sei. Solche Eingriffe seien vielmehr bereits Gegenstand des be-

standskräftigen Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005. Die 5. Plan-

änderung habe auch nicht den Betrieb von Anlagen des Grundwassermana-

gements zum Gegenstand, der zu Auswirkungen auf das Grundwasser über 

das hinaus führe, was bereits bestandkräftig zugelassen sei. Alle Verände-

rungen des Grundwasserspiegels, die mit dem Vorhaben Stuttgart 21 im Plan-

feststellungsabschnitt 1.1 verbunden seien, würden in den wasserrechtlichen 

Erlaubnissen geregelt, welche Teil des bestandskräftigen Planfeststellungs-

beschlusses seien. Selbst dann aber, wenn die 5. Planänderung gegen § 44 

Abs. 1 BNatSchG verstoßen hätte, führe dies nicht zum Erfolg der Klagean-

träge. Denn insoweit sei Erledigung eingetreten, weil die Platane Nr. 552 be-

reits am 01.10.2010 gefällt worden sei. Die zentrale Wasseraufbereitungsan-

lage sei bereits vollständig errichtet worden. Die Rohrleitungen, welche der-

zeit von und zur Anlage verlegt würden, seien als Baubehelfe ihrerseits nicht 

planfeststellungsbedürftig.  

 

Entgegen dem Klägervortrag liege auch kein Verstoß gegen das Beteiligungs-

recht aus § 63 BNatSchG vor. Dies ergebe sich schon daraus, dass die 

5. Planänderung wie ausgeführt nicht mit Eingriffen in Natur und Landschaft 

verbunden sei. Zudem fehle es an der konkreten Möglichkeit, dass die Ent-

scheidung bei Beteiligung des Klägers anders ausgefallen wäre. Die Beklagte 

habe in ihrer Entscheidung alle vorliegenden Erkenntnisse verarbeitet und die 

5. Planänderung gleichwohl genehmigt. Selbst dann, wenn der Kläger noch 

weitere Erkenntnisse hätte beisteuern können, hätte dies nur dazu führen 

können, dass die Beklagte Schutzauflagen zugunsten der Platane Nr. 552 

verfügt hätte. Dieser Baum sei aber unter Einhaltung besonderer Vorsicht in 

Vollzug des bestandskräftigen Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005 

gefällt worden. Die 7 Bäume mit nachgewiesenem Juchtenkäfervorkommen 

hingegen lägen gerade nicht im Bereich der 5. Planänderung und würden 

durch diese nicht tangiert. Entgegen der Rechtsauffassung des Klägers habe 

für die Beklagte auch keine Veranlassung bestanden, anlässlich der 5. Plan-

änderung eine umfassende artenschutzrechtliche Prüfung vorzunehmen. Ent-

sprechend den Regelungen des Planfeststellungsbeschlusses vom 
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28.01.2005 werde der möglichen natürlichen Entwicklung der Ausstattung des 

Schlossgartens mit geschützten Tierarten im Rahmen des zu erstellenden 

landschaftspflegerischen Begleitplans jeweils rechtzeitig vor Aufnahme der 

Bauarbeiten Rechnung getragen. Dort finde eine artenschutzrechtliche Son-

derprüfung statt. Soweit der Kläger schließlich geltend mache, die Finanzie-

rung des Gesamtvorhabens sei verfassungswidrig, könne er diese - die Plan-

rechtfertigung betreffende - Rüge im vorliegenden Verfahren nicht erheben. 

Unabhängig davon liege aber auch kein Fall einer verfassungswidrigen Misch-

finanzierung vor. 

 

Mit Beschluss vom 05.10.2011 (Az.: 5 S 2101/11) hat der Senat auf Antrag 

des Klägers festgestellt, dass seiner Klage gegen die Entscheidung der Be-

klagten vom 30.04.2010 auch insoweit aufschiebende Wirkung zukommt als 

zur Ausführung der 5. Planänderung Rohrverlegungsarbeiten (Sammelleitun-

gen, Infiltrations- und Transportleitungen) durchgeführt und Grundwasserinfilt-

rationsbrunnen sowie Grundwassermessstellen eingerichtet werden sollen. 

Daraufhin hat die Beklagte mit Entscheidung vom 28.10.2011 die sofortige 

Vollziehbarkeit des Bescheides vom 30.04.2010 angeordnet und der Kläger 

beim Senat die Gewährung vorläufigen Rechtsschutzes beantragt (5 S 

2910/11). Über diesen Antrag entscheidet der Senat mit Beschluss vom heu-

tigen Tage gesondert. 

 

Dem Gericht haben die einschlägigen Akten des Eisenbahn-Bundesamts und 

der Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 vorgelegen. Die Verfahrens-

akten des bereits abgeschlossenen Verfahrens 5 S 2101/11 und des vorläufi-

gen Rechtsschutzverfahrens 5 S 2910/11 wurden beigezogen. Wegen der 

Einzelheiten des Sachverhalts und des Vorbringens der Beteiligten wird auf 

diese Akten und die gewechselten Schriftsätze verwiesen.  

 
Entscheidungsgründe 

 
I. Die im Hauptantrag auf eine umfassende Aufhebung, im Hilfsantrag auf 

Feststellung der Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit des Bescheids vom 

30.04.2010 gerichtete Klage ist statthaft und auch im Übrigen zulässig.  
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1. Für die Entscheidung des Rechtsstreits ist der Verwaltungsgerichtshof 

sachlich zuständig. Nach § 48 Abs. 1 Satz 1 Nr. 7 VwGO entscheidet das 

Oberverwaltungsgericht im ersten Rechtszug über sämtliche Streitigkeiten, 

die „Planfeststellungsverfahren für den Bau oder die Änderung von (.…) öf-

fentlichen Eisenbahnen betreffen“. Die Vorschrift knüpft - anders als § 48 

Abs. 1 Satz 1 Nrn. 1, 2, 3 und 6 VwGO - nicht an die Errichtung bzw. den Be-

trieb eines Vorhabens oder einer Anlage an, sondern an das Planfeststel-

lungsverfahren bzw. die planfeststellungsersetzenden Genehmigungen als die 

Entscheidungen, deren tatsächliche Grundlagen in einem förmlichen Verwal-

tungsverfahren typischerweise besonders gründlich und zeitaufwändig erar-

beitet werden müssen. Streitigkeiten, in denen um die Zulässigkeit des Plan-

vorhabens und die Rechtmäßigkeit des sie umsetzenden feststellenden Ver-

waltungsakts gestritten wird, unterfallen daher regelmäßig der Zuständigkeit 

des Oberverwaltungsgerichts (VGH Bad.-Württ., Beschl. v. 20.10.2010 - 5 S 

2335/10 -, NVwZ 2011, 126, Beschl. v. 01.08.2011 - 5 S 1908/11 -). So ist es 

auch hier. Denn die Beteiligten streiten um die (weitere) Zulässigkeit des 

planfestgestellten Vorhabens in der Form, die dieses durch die 5. Planände-

rung gefunden hat.  

 

Da der hier in Rede stehende Planfeststellungsabschnitt 1.1 (Talquerung mit 

neuem Hauptbahnhof) nicht Teil der geplanten Ausbaustrecke/Neubau-

strecke, sondern Bestandteil des Umbaus des Bahnknotens Stuttgart (Bahn-

projekt „Stuttgart 21“) ist, was der Senat in dem den Beteiligten bekannten 

Beschluss vom 01.08.2011 (5 S 1908/11) bereits näher ausgeführt hat, kommt 

eine Zuständigkeit des Bundesverwaltungsgerichts nach § 18e Abs. 1 AEG 

i.V.m. lfd. Nr. 19 der Anlage zu § 18e Abs. 1 AEG („ABS/NBS Stutt-

gart/Ulm/Augsburg) nicht in Betracht.   

 

2. Der Durchführung eines Widerspruchsverfahrens bedurfte es gem. §§ 18 

Satz 3 AEG, 74 Abs. 1 Satz 2 VwVfG, 70 VwVfG nicht. 

 

3. Die am 22.07.2011 beim Verwaltungsgerichtshof eingegangene Klage wur-

de rechtzeitig erhoben. Zwar gilt hier die einmonatige Klagefrist des § 74 



- 19 - 

Abs. 1 Satz 2 VwGO, wonach die Klage innerhalb eines Monats nach Be-

kanntgabe der Entscheidung erhoben werden muss. Nach den vorliegenden 

Behördenakten und dem unstreitig gebliebenen Vortrag des am Verwaltungs-

verfahren nicht beteiligt gewesenen Klägers wurde diesem der Bescheid zur 

5. Planänderung vom 30.04.2010 aber nicht zugestellt. Der Bescheid wurde 

auch nicht öffentlich bekannt gemacht oder auf sonstige Weise bekannt ge-

geben (§ 18b Nr. 5 AEG i.V.m. § 76 Abs.  3 VwVfG). Die Klagefrist des § 74 

Abs. 1 Satz 2 VwGO hat daher dem Kläger gegenüber nicht zu laufen begon-

nen. Es kann offen bleiben, ob die fehlende öffentliche Bekanntmachung bzw. 

Bekanntgabe an den Kläger hier zur Konsequenz hat, dass die Rechtsbe-

helfsfrist des § 64 Abs. 2 BNatSchG i.d.F. v. 29.07.2009 (BGBl. I 2542, im 

Folgenden: BNatSchG n.F.) i.V.m. § 2 Abs. 4 Satz 1 des Umweltrechtsbe-

helfsgesetzes (UmwRG v. 07.12.2006, BGBl. I 2006, 2816) bzw. des § 61 

Abs. 4 BNatSchG i.d.F.v. 25.03.2002 (im Folgenden: BNatSchG a.F) ausge-

löst wurde. Denn in jedem Fall ist die in diesen Vorschriften genannte Klage-

frist - die Klage muss binnen eines Jahres erhoben werden, nachdem der 

Kläger von der Entscheidung Kenntnis erlangt hat oder hätte Kenntnis erlan-

gen können - hier eingehalten. Der Kläger hat hierzu vorgetragen, erst am 

21.06.2011 habe er - im Rahmen einer bereits am 25.01.2011 beim Eisen-

bahn-Bundesamt beantragten, mit Bescheid des Eisenbahn-Bundesamts vom 

26.04.2011 gewährten und am 21.06.2011 tatsächlich durchgeführten Akten-

einsicht - vom Inhalt des Bescheids zur 5. Planänderung vom 30.04.2010 

Kenntnis erlangt. Es bestehen keine Anhaltspunkte dafür, dass diese Darstel-

lung fehlerhaft sein könnte und der Kläger schon zu einem früheren Zeitpunkt 

in zumutbarer Weise Kenntnis von dem angefochtenen Bescheid hätte erlan-

gen können. Auch das Eisenbahn-Bundesamt und die Beigeladene haben 

solches nicht behauptet. Die erst am 22.07.2011 eingegangene Klage wahrt 

deshalb die Jahresfrist.  

 

4. Dem Kläger steht auch eine Klagebefugnis zur Seite.  

 

a) Eine solche ergibt sich zunächst aus § 64 Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. aus 

§ 61 Abs. 1 und 2 BNatSchG a.F. Insoweit kann offenbleiben, welche Fas-
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sung der Vorschrift Anwendung findet, denn die jeweils genannten Sachur-

teilsvoraussetzungen liegen in jedem Fall vor: 

 

aa) Der Kläger macht geltend, dass die Entscheidung vom 30.04.2010 gegen 

das artenschutzrechtliche Zugriffsverbot (§ 44 Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. 

§ 42 Abs. 1 BNatSchG a.F.) verstoße. Ferner rügt er eine Missachtung seines 

Mitwirkungsrechts aus § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F. bzw. § 58 Abs. 1 

Nr. 2, Abs. 3 BNatSchG a.F.. Insgesamt beruft er sich demnach auf Verstöße 

gegen Vorschriften des BNatSchG (vgl. § 64 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG n.F. bzw. 

§ 61 Abs. 2 Nr. 1 BNatSchG a.F.). Es unterliegt auch keinem Zweifel, dass 

der Kläger hierdurch in seinem satzungsgemäßen Aufgaben- und Tätigkeits-

bereich berührt wird (§ 64 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG n.F. bzw. § 61 Abs. 2 Nr. 2 

BNatSchG a.F.).  

 

bb) Der Kläger hatte im Rahmen des Verwaltungsverfahrens, das zur Ent-

scheidung vom 30.04.2010 geführt hat, keine Gelegenheit zur Äußerung (§ 64 

Abs. 1 Nr. 3 BNatSchG n.F. bzw. § 61 Abs. 2 Nr. 3 BNatSchG a.F.).  

 

cc) Eine im Rahmen von § 64 Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. § 61 Abs. 1 

BNatSchG a.F. angreifbare Entscheidung liegt hier ebenfalls vor.  

 

Der Kläger ist ein vom Land Baden-Württemberg anerkannter Naturschutz-

verband (VGH Bad.-Württ., Urt. v. 06.04.2006 - 5 S 596/05 -, UPR 2006, 453; 

juris Rdnr. 32); auch handelt es sich bei dem streitgegenständlichen Bescheid 

zur Änderung des bestandskräftigen Planfeststellungsbeschlusses vom 

28.01.2005 um eine Planfeststellungsentscheidung im Sinne von §§ 64 Abs. 1 

i.V.m. 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F. bzw. um einen Planfeststellungsbe-

schluss i.S.v. § 61 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG a.F.. Dies ergibt sich schon da-

raus, dass die Beklagte hier zwar eine Planänderung von unwesentlicher Be-

deutung (§ 18d AEG i.V.m. § 76 Abs. 2 VwVfG) angenommen, mit Blick auf 

die durch die Planänderung ausgelösten Eingriffe in Rechte Dritter aber aus-

drücklich ein Planfeststellungsverfahren durchgeführt hat (§ 18d AEG i.V.m. 

§ 76 Abs. 3 VwVfG). Der Umstand, dass § 76 Abs. 3 VwVfG ein Planfeststel-

lungsverfahren in vereinfachter Form ermöglicht, ändert hieran nichts. Auch 
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aus dem Hinweis der Beklagten, § 18 Satz 1 AEG beschränke den Plan-

feststellungsvorbehalt auf den Bau oder die Änderung von Eisenbahnbe-

triebsanlagen, worunter bloße Eisenbahnbetriebsregelungen nicht fielen, kann 

nicht abgeleitet werden, es liege hier keine Planfeststellungsentscheidung 

vor. Die 5. Planänderung bezieht sich - entgegen dem Vortrag der Beklagten - 

ersichtlich nicht auf eine solche Eisenbahnbetriebsregelung, sondern auf den 

Bau des neuen Tiefbahnhofs selbst. Damit betrifft sie eine Betriebsanlage der 

Eisenbahn i.S.v. § 18 Satz 1 AEG. Auch der vom Eisenbahn-Bundesamt und 

der Beigeladenen gleichermaßen vorgetragene Umstand, dass das mit der 

5. Planänderung zugelassene Grundwassermanagementsystem seinerseits 

nur eine Baubehelfsmaßnahme während der Bauzeit darstellt, m.a.W. nicht 

auf Dauer - bezogen auf den baulichen Endzustand des Tiefbahnhofs - beibe-

halten werden soll, nimmt der angefochtenen Entscheidung nicht ihre Eigen-

schaft als im Rahmen der Verbandsklage angreifbare Planfeststellungsent-

scheidung. Es wird im Rahmen der Begründetheitsprüfung noch näher auszu-

führen sein, dass auch Baubehelfsmaßnahmen unter Umständen im Plan-

feststellungsverfahren zu bewältigen sind (BVerwG, Beschl. v. 26.11.1991      

- 7 C 16.89 -, UPR 1992, 154, juris Rdnr. 8,9;  Urt. v. 11.04.2002  - 4 A   

22.01 -, UPR 2002, 390, juris Rdnr. 22 m.w.N.; VGH Bad.-Württ., Urt. v. 

11.02.2004    - 5 S  408/03 -, UPR 2004, 360 [nur Leits.], juris Rdnr. 102). Be-

reits im Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 wurde das bauzeitliche 

Grundwassermanagement, zu dem auch der Bau und Betrieb von Wasserauf-

bereitungsanlagen gehört, als im Planfeststellungsverfahren bewältigungsbe-

dürftig angesehen. Dieser Plan enthält folglich nicht nur die erforderlichen 

wasserrechtlichen Regelungen (S. 22-27), sondern bewältigt die bauzeitlichen 

Eingriffe auch im Rahmen der Abwägung (S. 327, S. 347ff). Die  5. Planände-

rung hält an der rechtlichen Einschätzung, bei dem bauzeitlichen Grundwas-

sermanagement handele es sich um eine bewältigungsbedürftige und im Plan-

feststellungsverfahren selbst zu regelnde Frage, ausdrücklich fest, wie schon 

der Umstand zeigt, dass überhaupt ein Planänderungsverfahren durchgeführt 

wurde. 

 

Die durchgeführte Planänderung in Form des Planfeststellungsverfahrens be-

trifft hier auch ein Vorhaben,  das i.S.v. §§ 64 Abs. 1 i.V.m. 63 Abs. 2 Nr. 6 
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BNatSchG n.F. bzw. § 61 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG a.F. mit Eingriffen in Natur 

und Landschaft verbunden ist. Maßgeblich hierfür ist die Eingriffsregelung des 

§ 14 Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. § 18 Abs. 1 BNatSchG a.F.. Eingriffe in Na-

tur und Landschaft sind danach Veränderungen der Gestalt oder Nutzung von 

Grundflächen oder Veränderungen des mit der belebten Bodenschicht in Ver-

bindung stehenden Grundwasserspiegels, die die Leistungs- und Funktions-

fähigkeit des Naturhaushalts oder des Landschaftsbilds erheblich beeinträch-

tigen können. Hierfür ist bereits ausreichend, dass die Möglichkeit einer Be-

einträchtigung naturschutzfachlich nicht auszuschließen ist (Lütkes/Ewer, 

BNatSchG, § 14 Rdnr. 13; Frenz/Müggenborg, BNatSchG, § 14 Rdnr. 29 und 

§ 63 Rdnr. 29, jeweils m.w.N). Wie unten noch weiter auszuführen sein wird, 

lässt sich ein relevanter Eingriff in diesem Sinne schon deshalb nicht aus-

schließen, weil die Umsetzung des mit der 5. Planänderung genehmigten 

Grundwassermanagements einschließlich der erforderlichen Infiltrationsbrun-

nen und Grundwassermessstellen sowie des notwendigen Rohrleitungssys-

tems mit Veränderungen der Erdoberfläche verbunden sind, deren Auswir-

kungen die Beklagte im Zeitpunkt ihrer Entscheidung vom 30.04.2010 - von 

ihrem rechtlichen Standpunkt aus gesehen konsequent - überhaupt nicht in 

den Blick genommen hatte.  

 

b) Eine Klagebefugnis steht dem Kläger auch aus § 42 Abs. 2 VwGO i.V.m. 

§ 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F./ § 58 Abs. 1 Nr.2, Nr.3 BNatSchG a.F. zu. 

Denn das in den letztgenannten Vorschriften geregelte Mitwirkungsrecht ver-

schafft den Naturschutzvereinigungen eine selbständig durchsetzbare, be-

günstigende subjektive Rechtsposition (BVerwG, Urt. v. 07.12.2006 - 4 C 

16.04 -, BVerwGE 127, 208, juris Rdnr. 20). Die Tatsache, dass der Gesetz-

geber den Naturschutzvereinigungen (auch) die Möglichkeit der altruistischen 

Vereinsklage aus § 64 Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. § 61 Abs. 1 und 2 

BNatSchG a.F. eingeräumt hat, mit der diese zusätzlich die Verletzung mate-

rieller Rechte rügen können, ändert hieran nichts. Denn mit der Einführung 

der Verbandsklageregelung sollten die bisherigen, auf die Durchsetzung des 

Verfahrensmitwirkungsrechts beschränkten Klagemöglichkeiten der Vereine 

unberührt bleiben (vgl. BT-Drs. 14/6378, S. 61). Dementsprechend ist die alt-

ruistische Vereinsklage neben der Klagemöglichkeit aus § 42 Abs. 2 VwGO 
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i.V.m. dem Verfahrensmitwirkungsrecht lediglich als ein weiterer Anwen-

dungsfall der Vorbehaltsklausel des § 42 Abs. 2 VwGO anzusehen (BVerwG, 

Urt. v. 07.12.2006, a.a.O.). Naturschutzvereinigungen können eine auf die 

Verletzung des Verfahrensmitwirkungsrechts gestützte Klage daher nicht nur 

während eines noch laufenden Verwaltungsverfahrens - gerichtet auf „Partizi-

pationserzwingung“ - erheben, sondern ungeachtet der Klagemöglichkeit aus 

§ 64 Abs. 1 BNatSchG n.F./ § 61 Abs. 1 und 2 BNatSchG a.F. auch noch 

nach Abschluss des Verwaltungsverfahrens, nunmehr gerichtet darauf, die 

ohne seine Beteiligung getroffene Verwaltungsentscheidung aufzuheben bzw. 

für nicht vollziehbar zu erklären. 

 

Dass die - vom Kläger im Übrigen substantiiert dargelegte - Möglichkeit der 

Verletzung des Mitwirkungsrechts aus § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F. bzw. 

§ 58 Abs. 1 Nr. 2, Abs.3 BNatSchG a.F. hier konkret in Betracht kommt, wur-

de bereits ausgeführt.  

 

5. Dem Kläger steht für die gestellten Klageanträge schließlich auch das er-

forderliche Rechtsschutzbedürfnis zur Seite. Dieses fehlte allenfalls dann, 

wenn sich die Inanspruchnahme des Gerichts als nutzlos erwiese, weil sich 

die Rechtsstellung des Klägers mit der begehrten Entscheidung ohnehin nicht 

verbessern könnte (BVerwG, Beschl. v. 22.09.1995 - 4 NB 18.95 -, NVwZ-RR 

1996, 478; Beschl. v. 04.06.2008 - 4 BN 13.08 -, BauR 2008, 2031). Mit der 

Aufhebung des Bescheids zur 5. Planänderung - bzw. mit der Feststellung 

von dessen Nichtvollziehbarkeit - könnte der Kläger jedenfalls erreichen, dass 

die Beklagte das Planänderungsverfahren - ggf. unter Beteiligung des Klägers 

und unter Berücksichtigung seiner naturschutzfachlichen Argumente - noch-

mals durchführt. Es ist nicht davon auszugehen, dass diese Entscheidung in 

einem zweiten Durchlauf von vornherein wieder exakt so, wie sie unter dem 

30.04.2010 ergangen ist, ergehen müsste.  

 

II. Die zulässige Klage ist in dem aus dem Entscheidungstenor ersichtlichen 

Umfang begründet. Der angefochtene Bescheid zur 5. Planänderung ist unter 

Verletzung des Mitwirkungsrechts des Klägers ergangen und verstößt inso-

weit auch gegen Bestimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes 
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(BNatSchG), mithin gegen Vorschriften, deren Verletzung der Kläger als an-

erkannte Naturschutzvereinigung gem. § 64 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG n.F./ § 61  

Abs. 2  Nr. 1 BNatSchG a.F. rügen kann. Dieser Verfahrensfehler rechtfertigt 

zwar nicht die mit dem Hauptantrag begehrte Aufhebung des Bescheids - in-

soweit war die Klage deshalb abzuweisen -, wohl aber die mit dem Hilfsantrag 

begehrte Feststellung seiner Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit (§ 113 

Abs. 1 Satz 1 VwGO i.V.m. § 18e Abs. 6 Satz 2 AEG).   

 

1. § 63 Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F. bzw. § 58 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 i.V.m. § 60  

BNatSchG a.F. bestimmen, dass einer von den Ländern anerkannten Natur-

schutzvereinigung - wie hier dem BUND, s.o. -, Gelegenheit zur Stellungnah-

me und Einsicht in die einschlägigen Sachverständigengutachten zu geben ist 

in „Planfeststellungsverfahren“, die sich auf ein Vorhaben auf dem Gebiet des 

anerkennenden Landes beziehen und die mit Eingriffen in Natur und Land-

schaft verbunden sind.  

 

a) Es unterliegt keinen Zweifeln, dass das Eisenbahn-Bundesamt in Zusam-

menhang mit der 5. Planänderung ein Planfeststellungsverfahren - in Form 

des vereinfachten Planänderungsverfahrens (§ 18d AEG i.V.m. § 76 Abs. 3 

VwVfG) - durchgeführt hat (s.o.), welches sich auf ein Vorhaben auf dem Ge-

biet des Landes Baden-Württemberg bezieht. Nach der Vorstellung der Beige-

ladenen war Gegenstand dieses Planfeststellungsverfahrens, wie sich aus 

ihrem Antrag vom 09.12.2009 ergibt, nur die Veränderung der im Planfeststel-

lungsbeschluss vom 28.01.2005 bestandskräftig genehmigten Standorte der 

Wasseraufbereitungsanlagen des Grundwassermanagements zu einer zentra-

len Anlage im Bereich des bislang geplanten Alternativstandorts für die zent-

rale Überschusswasseraufbereitungsanlage (vgl. Erläuterungsbericht zum 

5. Änderungsantrag und Blautext 1A und 2A zur geänderten Planunterlage 

20.1 - Hydrogeologie und Wasserwirtschaft -). Dagegen sollte der Antrag kei-

ne Änderung „wasserwirtschaftlich relevanter Tatbestände, die dem Plan-

feststellungsbeschluss vom 28.01.2005 zugrundeliegen“, beinhalten. Nicht 

von dem Antrag umfasst sollten ferner die mit dem Betrieb der neuen Wasser-

aufbereitungsanlage verbundenen Nebenanlagen sein (Infiltrationsbrunnen, 

Grundwassermessstellen und Rohrleitungen), welche nach dem Klagevortrag 
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der Beigeladenen als nicht planfeststellungsbedürftige, sondern der Ausfüh-

rungsplanung vorbehaltene „ausführungstechnische Details“ angesehen wur-

den (vgl. S. 59 des Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005). Das Ei-

senbahn-Bundesamt hat sich diese Sichtweise in dem am 30.04.2010 ergan-

genen Bescheid zur 5. Planänderung zu eigen gemacht. Infolge der rechtli-

chen Einordnung der erwähnten Nebenanlagen als „technische Details“ (vgl. 

Nebenbestimmung A.4.1.5. und A.4.1.6. des Bescheids) hat das Eisenbahn-

Bundesamt den von der Beigeladenen gefertigten und der Übersichtlichkeit 

wegen (Planunterlage 20.1, S. 2, Blautext 2A) zu den Planänderungsunterla-

gen gegebenen “Lageplan Zentrales Grundwasser- und Niederschlagswas-

sermanagement“ (Anhang 2, Anlage 2 Blatt 1NEU von 2) vom 18.11.2009, in 

dem alle durch die 5. Planänderung veranlassten baulichen Veränderungen 

von Nebenanlagen (Infiltrationsbrunnen, Grundwassermessstellen, Rohrlei-

tungen) dargestellt sind, ausdrücklich nicht mit einem Genehmigungsvermerk 

versehen, sondern als rechtlich unverbindlich („nur zur Information“) dekla-

riert. In der mündlichen Verhandlung am 15.12.2011 haben die Vertreter des 

Eisenbahn-Bundesamts dies nochmals klargestellt. Sie haben ferner ausge-

führt, an der rechtlichen Einschätzung, dass die Festlegung der genauen 

Standorte dieser Anlagenteile nicht im Wege der Planfeststellung erfolgen, 

sondern der Ausführungsplanung vorbehalten bleiben müsse, sei festzuhal-

ten. Denn über die genauen Standorte könne letztlich erst in der konkreten 

Situation beim Bau „vor Ort“ entschieden werden. Insoweit müsse dem Vor-

habenträger die notwendige rechtliche Flexibilität verbleiben.  

 

Der Senat vermag sich dieser rechtlichen Einordnung nicht anzuschließen. 

Der Beklagten und der Beigeladenen ist zwar durchaus zuzugeben, dass es 

die Anforderungen an den notwendigen Regelungsgehalt der Planfeststellung 

- und an die planerische Abwägung - überspannen würde, im Rahmen der 

Planfeststellungsentscheidung regelmäßig eine bis ins Detail gehende Pla-

nung zu verlangen. Denn die Planfeststellungsbehörde braucht sich nicht um 

jede Kleinigkeit zu kümmern (BVerwG, Urt. v. 05.03.1997 - 11 A 5.96 -, UPR 

1997, 327). Daher ist in der Rechtsprechung beispielsweise anerkannt, dass 

Fragen der Bauausführung in der Regel aus der Planfeststellung ausgeklam-

mert werden dürfen, sofern nach dem Stand der Technik zur Problembewälti-
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gung geeignete Lösungen zur Verfügung stehen und die Wahrung der ent-

sprechenden Regelwerke sichergestellt ist  (BVerwG, Urt. v. 11.04.2002 - 4 A 

22.01-, UPR 2002, 390, juris Rdnr. 22 m.w.N.). Technische Provisorien kön-

nen unter diesem Gesichtspunkt ebenfalls der Ausführungsplanung überlas-

sen bleiben (BVerwG, Urt. v. 05.03.1997 - 11 A 5.96 -, a.a.O., juris Rdnr. 23). 

Liegen die genannten Umstände vor, so müssen folglich auch die konkreten 

Ausführungspläne nicht (schon) Gegenstand der Zulassungsentscheidung 

selbst sein. In diesen Fällen reicht es vielmehr aus, wenn erst die Ausfüh-

rungsplanung - in einem späteren Verfahrensabschnitt, regelmäßig in zeitli-

cher Nähe zum Baubeginn - genehmigt wird. All dies ändert jedoch nichts da-

ran, dass die Planfeststellungsbehörde eine einheitliche, umfassende und ab-

schließende Entscheidung über die Zulässigkeit des Vorhabens zu treffen hat. 

Sie hat insbesondere selbst zu prüfen, ob das Vorhaben allen rechtlichen und 

tatsächlichen Anforderungen entspricht und die von der Zulassungsentschei-

dung umfassten Anlagen die Gewähr für die Einhaltung der einschlägigen 

rechtlichen Vorgaben bieten (BVerwG, Urt. v. 26.11.1991 - 7 C 16.89 -, UPR 

1992, 154, juris Rdnr. 9). Anhand dieses Maßstabes entscheidet sich letztlich 

in jedem einzelnen konkreten Fall, ob Modalitäten der Bauausführung bereits 

zum Regelungsgehalt der Zulassungsentscheidung selbst gemacht werden 

müssen oder dort ausgeklammert werden dürfen.  

 

Ausgehend von diesen Maßgaben hätten Modalitäten der Bauausführung       

- wie sie etwa aus dem Lageplan vom 18.11.2009 (Anhang 2, Anlage 2 Blatt 

1NEU) zu ersehen sind, der nach den Ausführungen der Beigeladenen in der 

mündlichen Verhandlung umgesetzt werden soll - bereits im Rahmen des Ver-

fahrens zur 5. Planänderung in den Blick genommen und die sich bei der Um-

setzung dieser Modalitäten ergebenden natur- und artenschutzrechtlichen 

Folgeprobleme durch verbindliche Regelungen im Planänderungsbescheid 

selbst abgearbeitet werden müssen. Denn erst auf der Grundlage einer be-

stimmten Bauausführung ließ und lässt sich überhaupt feststellen, ob die An-

lagen des Grundwassermanagements - in der Form wie sie durch die 5. Plan-

änderung zugelassen werden sollten - mit den rechtlichen Anforderungen des 

Natur- und Landschaftsschutzes zu vereinbaren sind. Zu diesen Anlagen ge-

hört - entgegen der Auffassung der Beklagten und der Beigeladenen - nicht 
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nur das am bisherigen Alternativstandort für die Überschusswasseraufberei-

tungsanlage zugelassene Technikgebäude, sondern auch die konkret mit dem 

Betrieb der Wasseraufbereitungsanlage verbundenen Infiltrationsbrunnen, 

Grundwassermessstellen und Rohrleitungen. Nach den Ausführungen der 

Vertreter der Beigeladenen in der mündlichen Verhandlung handelt es sich 

bei der Wasserbehandlungsanlage um ein geschlossenes System: Das aus 

den Baugruben abgepumpte und mit Niederschlagswasser vermengte Grund-

wasser (Rohwasser) wird mittels Sammelleitungen zur zentralen Aufberei-

tungsanlage (Technikgebäude) geleitet, dort aufbereitet und zum größeren 

Teil über Infiltrationsleitungen und Infiltrationsbrunnen wieder in den Unter-

grund infiltriert. Der kleinere Teil des aufbereiteten Wassers wird - als Über-

schusswasser - über Transportleitungen von der zentralen Wasseraufberei-

tung zum Neckar hin abgeleitet. Hieraus ergibt sich ohne weiteres, dass die 

genannten Leitungen und Brunnen - ebenso wie die Grundwassermessstel-

len - vorliegend mit dem Betrieb der Wasseraufbereitungsanlage als Ganzes 

untrennbar verbunden sind. Von dieser Vorstellung geht ersichtlich schon der 

Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 aus. Denn in Bezug auf das 

Grundwassermanagement wurde dort nicht nur die für die Grundwassernut-

zung erforderliche wasserrechtliche Erlaubnis (§ 14 Abs. 1 WHG a.F.) erteilt, 

sondern auch die für den „Bau und Betrieb“ der Wasseraufbereitungsanlage 

als Ganzes notwendige (§ 45e  Abs. 2 Wassergesetz Baden-Württemberg) 

wasserrechtliche Genehmigung erteilt (dort S. 23 und S. 354/355).  

 

Sind die genannten Infiltrationsbrunnen, Grundwassermessstellen und Rohr-

leitungen vorliegend aber mit dem Betrieb der Wasseraufbereitungsanlage 

untrennbar verbunden, so hätte im Rahmen der beantragten 5. Planänderung 

(auch) geprüft werden müssen, ob einer Umsetzung dieser Anlagenteile Be-

stimmungen des Bundesnaturschutzgesetzes entgegen stehen. Denn schon 

während des Verwaltungsverfahrens erhielt das Eisenbahn-Bundesamt 

Kenntnis von einer E-Mail des Dipl.-Biol. Wxxxx vom 21.01.2010 (BA Bl. 234), 

wonach der Juchtenkäfer im Zuge von weiteren Arbeiten im Rahmen des Ar-

tenschutzprogramms - entgegen bisherigen Annahmen - im mittleren 

Schlossgarten doch nachgewiesen sei. Zwar bezog sich diese Aussage auf 

eine Platanengruppe gegenüber dem Café Nx und damit nicht unmittelbar auf 
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den Bereich, der durch die 5.Planänderung tangiert wird. Der Sachverständi-

ge hat in dieser E-Mail jedoch auch darauf hingewiesen, es sei stark davon 

auszugehen, dass sich die (dem Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 

zugrunde gelegte) bisherige Bestandssituation „geändert haben wird“. Schon 

aufgrund dieser Erkenntnis konnte nicht ausgeschlossen werden, dass das 

artenschutzrechtliche Zugriffsverbot aus § 44 Abs. 1 BNatSchG n.F./§ 42  

Abs.1 BNatSchG a.F. in Kollision geraten könnte mit der (Ausfüh-           

rungs-)Planung der Beigeladenen zur Umsetzung der geänderten Wasserauf-

bereitungsanlage in der Form wie sie schon zum damaligen Zeitpunkt aus 

dem Lageplan vom 18.11.2009 ersichtlich war. Hinzu kommt, dass das Eisen-

bahn-Bundesamt sowohl durch die Untere Naturschutzbehörde (Schreiben der 

Landeshauptstadt Stuttgart vom 22.02.2010) als auch durch die Höhere Na-

turschutzbehörde (Schreiben des Regierungspräsidiums Stuttgart vom 

26.04.2010) darauf hingewiesen wurde, die bisherigen Erkenntnisse zum (feh-

lenden) Juchtenkäfervorkommen im Bereich der 5. Planänderung seien über-

holt, weshalb  sich im Rahmen des Planänderungsverfahrens „weiterer Unter-

suchungsbedarf ergebe“. Jedenfalls aufgrund dieser Erkenntnisse konnte die 

Frage, ob die Umsetzung des Grundwassermanagements in der zur Geneh-

migung gestellten, veränderten Form mit Vorschriften des Artenschutzrechts 

kollidiert oder nicht, nicht mit der gebotenen Sicherheit verneint werden. Zur 

näheren Abklärung dieser Frage hätte das Eisenbahn-Bundesamt zum einen 

schon im Rahmen des Planänderungsverfahrens eine aktualisierte Untersu-

chung zum Vorkommen des Juchtenkäfers veranlassen müssen. Zum anderen 

hätte spätestens jetzt Veranlassung bestanden, die Modalitäten der Bauaus-

führung der Beigeladenen - hinsichtlich des Standorts der Infiltrationsbrunnen 

und Grundwassermessstellen sowie des Verlaufs der Leitungsrohre - verbind-

lich in die Planänderung mit einzubeziehen. Denn erst aufgrund dieser Moda-

litäten hätte überhaupt erst festgestellt werden können, ob die geänderten 

Anlagen(teile) tatsächlich mit artenschutzrechtlichen Verbotstatbeständen kol-

lidieren und - bejahendenfalls - wie mit diesem Problem im Rahmen der Plan-

änderung umzugehen ist. Aus diesem Grund ändert - entgegen der Rechts-

auffassung der Beigeladenen - auch der Umstand, dass das mit der 5. Plan-

änderung zugelassene Grundwassermanagement insgesamt einen vorüber-

gehenden „Baubehelf“ darstellt, nichts an der dargestellten Bewältigungsbe-



- 29 - 

dürftigkeit aller mit dem Betrieb der Wasseraufbereitungsanlage verbundenen 

Anlagenteile im streitgegenständlichen Planänderungsverfahren. Hinzu 

kommt, dass das Grundwassermanagementsystem und die ihm dienenden 

Anlagen über eine Zeit von 7 Jahren ab Beginn der Bauwasserhaltungsarbei-

ten (Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005, S.22 und 347) betrieben 

werden. Nach den Angaben der Vertreter der Beigeladenen in der mündlichen 

Verhandlung am 15.12.2011 beträgt die Gesamtlänge der erforderlichen 

Rohrleitungen 17 km, wobei „etwa die Hälfte“ dieser Leitungen - also auf einer 

Länge von etwa 8 km - infolge der 5. Planänderung verschoben werden soll.  

 

Entgegen der Rechtsansicht der Beklagten und der Beigeladenen führt diese 

Sichtweise hier nicht zu einer unstatthaften Durchbrechung der Bestandskraft 

des Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005. Die Beigeladene selbst ist 

es, die den bestandskräftigen Planfeststellungsbeschluss mit einer beantrag-

ten Planänderung ein Stück weit zur Disposition stellt. Denn jedes Planände-

rungsverfahren führt zwingend dazu, dass über die Zulässigkeit der zu än-

dernden Anlagenteile unter Zugrundelegung der aktuellen - und gegenüber 

den Jahren 2005/2006 möglicherweise geänderten - Sach- und Rechtslage 

entschieden werden muss. Die Durchführung des Verfahrens zur 5. Planände-

rung hatte deshalb zwangsläufig zur Folge, dass die zwischenzeitlich gewon-

nenen neueren Erkenntnisse zum Juchtenkäfervorkommen im mittleren 

Schlossgarten erstmals planungsrechtlich bewältigt werden müssen, soweit 

dies gerade für die Zentralisierung der Wasseraufbereitungsanlage von Be-

deutung war. Im Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 bestand hierzu   

- aufgrund der damaligen Erkenntnisse zum Juchtenkäfervorkommen - noch 

keine Veranlassung, weshalb es unter diesem Aspekt auch nicht notwendig 

war, Modalitäten der Bauausführung bereits zum verbindlichen Regelungsge-

genstand dieses Planfeststellungsbeschlusses zu machen. 

 

Der Beklagten und der Beigeladenen kann auch nicht in ihrer Rechtsansicht 

gefolgt werden, die Maßnahmen zur Umsetzung der 5. Planänderung seien 

schon deshalb nicht bewältigungsbedürftig, weil sie auf Flächen errichtet wür-

den, welche bereits im Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 in An-

spruch genommen worden seien. Dies ist bereits in tatsächlicher Hinsicht 
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nicht richtig. Zahlreiche Leitungen, Grundwassermessstellen und Infiltrations-

brunnen sollen außerhalb jener Flächen verwirklicht werden, die der Plan-

feststellungsbeschlusses vom 28.01.2005 als Baustelleneinrichtungsfläche, 

Baustraße und Grundwasserinfiltrationsareal in Anspruch nimmt (vgl. die im 

Lageplan vom 18.11.2009 weiß dargestellten Flächen). Selbst das Technik-

gebäude selbst wird weder auf einer Baustelleneinrichtungsfläche noch auf 

einer Baustraße zugelassen und hält wohl auch die ursprünglich für die zent-

rale Überschusswasseraufbereitungsanlage ausgewiesene Baufläche (vgl. die 

rotgestrichelte Linie auf dem Lageplan vom 18.11.2009) nicht vollständig ein. 

Denn es wird östlich versetzt und teilweise außerhalb dieser Baufläche aus-

geführt. In rechtlicher Hinsicht scheinen Beklagte und Beigeladene aus einer 

„Inanspruchnahme“ von Flächen durch den ursprünglichen Planfeststellungs-

beschluss den Schluss ziehen zu wollen, dass auf diesen Flächen damit alles 

zugelassen ist, was der Umsetzung des Grundwassermanagements dient. 

Dies trifft jedenfalls insoweit nicht zu, als die im Rahmen der 5. Planänderung 

erstmals aufgetretene mögliche Kollision der Planung mit dem Artenschutz-

recht  - aus den oben genannten Gründen - auch bezüglich solcher durch den 

Planfeststellungsbeschluss vom 28.01.2005 bereits in Anspruch genommener 

Flächen zu bewältigen ist, auf denen außerdem (gerade) die zur Umsetzung 

der 5. Planänderung vorgesehenen Anlagenteile verwirklicht werden sollen.  

 

b) Die Maßnahmen zur Umsetzung der 5. Planänderung - in dem beschriebe-

nen Umfang einschließlich der Infiltrationsbrunnen, Grundwassermessstellen 

und Rohrleitungen - sind mit Eingriffen in Natur und Landschaft i.S.v. § 14 

Abs. 1 BNatSchG n.F. bzw. § 18 Abs. 1 BNatSchG a.F. jedenfalls in Form der 

„Veränderung der Gestalt von Grundflächen“ verbunden.  

 

Die „Gestalt der Grundfläche“ umfasst das äußere Erscheinungsbild der Erd-

oberfläche, also den Pflanzenbestand und das geomorphologische Erschei-

nungsbild (Lütkes/Ewer, BNatSchG,§ 14 Rdnr. 6 und Frenz/Müggenborg, 

BNatSchG, § 14 Rdnr. 17m.w.N.). Zu vergleichen ist der Zustand einer Fläche 

vor und nach der in Rede stehenden Maßnahme. Gemessen hieran wird die 

Erdoberfläche durch die 5. Planänderung - im Vergleich zum tatsächlich vor-

handenen Ausgangszustand, aber auch im Vergleich zu den bereits aufgrund 
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des bestandskräftigen Planfeststellungsbeschlusses vom 28.01.2005 zuge-

lassenen Eingriffen - jedenfalls deshalb verändert, weil die zentrale Aufberei-

tungsanlage nicht in denselben Ausmaßen wie das ursprünglich am Alterna-

tivstandort zugelassene Technikgebäude errichtet werden, sondern - wenn 

auch nur geringfügig - nach Osten verschoben wurde. Auch sind eine Vielzahl 

von Infiltrationsbrunnen („IBr“) an anderen als den ursprünglich genehmigten 

Standorten bzw. in verschobener Lage vorgesehen. Die Köpfe der Infiltrati-

onsbrunnen werden mit Schachtfertigteilen aus Stahlbeton mit dem Durch-

messer DN 625 mm gebaut (vgl. geologische, hydrogeologische, geotechni-

sche und wasserwirtschaftliche Stellungnahme Teil 3, S. 5/4, Bl. 32 der Be-

hördenakten). Die Vertreter der Beklagten haben in der mündlichen Verhand-

lung am 15.12.2011 bestätigt, dass diese Stahlbetonfertigteile in den Boden 

eingelassen werden. Die hierfür erforderlichen Baumaßnahmen bewirken da-

her notwendigerweise einen Eingriff in die Gestalt der Grundfläche, weil der 

vorhandene Pflanzenbestand beseitigt werden muss und deshalb möglicher-

weise vom Juchtenkäfer besiedelte Brutbäume betroffen sind. Der Umstand, 

dass diese Veränderungen letztlich nur vorübergehend sind, weil sie eine auf 

die Bauzeit befristete Baubehelfsmaßnahme darstellen, ändert nichts am Vor-

liegen eines Eingriffs. Denn der veränderte Zustand muss jedenfalls über 

mehrere Jahre hinweg aufrecht erhalten werden (vgl. Lütkers/Ewer, 

BNatSchG § 14 Rdnr. 6 wonach auch vorübergehende Veränderungen wie 

z.B. die Lagerung von Bodenaushub oder Baumaterial den Eingriffstatbestand 

erfüllen können). 

 

Der Eingriff in die Gestalt der Erdoberfläche kann hier auch die Leistungs- 

und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts erheblich beeinträchtigen. In Be-

zug auf den „Naturhaushalt“ bestimmen  § 7 Abs. 1 Nr. 2 BNatSchG n.F. bzw. 

§ 10 Abs. 1 Nr. 1 BNatSchG a.F., dass hierunter die Naturgüter Boden, Was-

ser, Luft, Klima, Tiere, Pflanzen sowie das Wirkungsgefüge zwischen diesen 

zu verstehen sind. Zur Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts 

gehört nach § 1 Abs. 3 Nr. 1 BNatSchG n.F. bzw. §§ 1, 2 Abs. 1 Nr. 1 

BNatSchG a.F. insbesondere der Schutz der räumlich abgrenzbaren Teile 

seines Wirkungsgefüges im Hinblick auf die prägenden biologischen Funktio-

nen, Stoff- und Energieflüsse sowie landschaftliche Strukturen. Wann unter 
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Zugrundelegung dieser Maßstäbe eine erhebliche Beeinträchtigung des Na-

turhaushalts anzunehmen ist, wird von der Rechtsprechung und Literatur al-

lerdings nicht einheitlich beantwortet. Nach einer eher restriktiveren Auffas-

sung (Oberverwaltungsgericht Nordrhein-Westfalen, Urt. v. 04.06.1993 - 7 A 

3157/91- , und v. 30.06.1999 - 7a D 144/97 -, NuR 2000, 173, ebenso VG 

Bremen, Beschl. v. 09.05.2011 - 5 V 1522/10 -, juris) ist eine Beeinträchti-

gung erst dann erheblich, wenn ernsthafte, dauerhafte oder schwerwiegende 

Funktionsstörungen des betroffenen Ökosystems eintreten (können). Danach 

wären sämtliche oben beschriebenen denkbaren Eingriffe möglicherweise als 

nicht schwerwiegend zu betrachten. Dagegen lassen der BayVGH (Urt. v. 

20.11.2007 - 1 N 05.2571 -, juris Rdnr. 37) und der wohl überwiegende Teil 

der Fachliteratur (vgl. Frenz/Müggenborg a.a.O. Rn. 29) bereits eine nach Art, 

Umfang und Schwere nicht völlig unwesentliche Beeinträchtigung ausreichen. 

In diese Richtung ist auch der Beschluss des 10. Senats vom 14.11.1991 

(- 10 S 1143/90 -, NuR 1992, 188, juris Rdnr. 2) zu interpretieren. Der Senat 

folgt dieser letztgenannten Auffassung, weil sie - anders als die restriktivere 

Gegenposition - mit dem Wortlaut des § 14 Abs. 1 BNatSchG n.F./ § 18 

Abs. 1 BNatSchG a.F. ohne weiteres zu vereinbaren ist und dem vom Ge-

setzgeber erstrebten Ziel, die Naturgüter dauerhaft und nachhaltig zu sichern 

(vgl. § 1 Abs. 1 BNatSchG n.F., § 1 BNatSchG a.F.), eher gerecht wird. Da 

die Frage, ob eine erhebliche Beeinträchtigung des Naturhaushalts tatsäch-

lich vorliegt, letztendlich nur naturschutzfachlich abschließend beurteilt wer-

den kann, reicht es im Rahmen der Eingriffsprüfung aus, dass die Möglichkeit 

einer solchen Beeinträchtigung naturschutzfachlich nicht auszuschließen ist 

(s.o.). 

 

Unter Zugrundelegung dessen kann die Erheblichkeit des Eingriffs hier schon 

deshalb nicht ausgeschlossen werden, weil die Frage, ob im Zuge der Bau-

ausführung - wie sie etwa in dem Lageplan vom 18.11.2009 zum Ausdruck 

kommt - vom Juchtenkäfer besiedelte Bäume weichen müssen oder auf ande-

re Weise planbetroffen sind, im Rahmen des Planänderungsverfahrens gar 

nicht geprüft wurde. Erst Recht konnte diese Frage im Verwaltungsverfahren 

nicht mit hinreichender Sicherheit verneint werden. Sowohl das Eisenbahn-

Bundesamt als auch die Beigeladene haben sich durch ihren rechtlichen An-
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satz, den Bau von Infiltrationsbrunnen, Grundwassermessstellen und Rohrlei-

tungen nicht als notwendigen Regelungsbestandteil der 5. Planänderung an-

zusehen, den Blick dafür verstellt, in welchem Umfang naturschutzrechtliche 

Auswirkungen der Planung bereits im Planänderungsverfahren zu beachten. 

Darauf, ob sich ein erheblicher Eingriff nunmehr unter Zugrundelegung der 

erst in der mündlichen Verhandlung vorgelegten, im Planänderungsverfahren 

selbst aber nicht in den Blick genommenen Pläne („Rohrleitungsverlauf“ vom 

17.09.2010, „Baumkataster“ vom 20.11.2009 und „Karte 2“ aus dem Gutach-

ten des Dipl.-Biol. Wxxxx vom August 2010“) hinreichend sicher beurteilen 

lässt, kommt es nicht an. Denn die Frage, ob das Mitwirkungsrecht nach § 63 

Abs. 2 Nr. 6 BNatSchG n.F./§ 58 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 BNatSchG a.F. ausge-

löst wird, beantwortet sich aus der Perspektive der verfahrensführenden Be-

hörde zu dem Zeitpunkt, in dem über das Mitwirkungsrecht einer Naturschutz-

vereinigung zu entscheiden ist.  

 

c) Ein Mitwirkungsrecht des Klägers im Planänderungsverfahren wurde daher 

ausgelöst. Dem steht nicht entgegen, dass  das Grundwassermanagement als 

solches bereits aufgrund des Planfeststellungsbeschlusses vom 18.01.2005 

bestandskräftig genehmigt ist und der Kläger an dem Planfeststellungsverfah-

ren, das in den Erlass dieses Planfeststellungsbeschlusses mündete, nach 

dem BNatSchG a.F. beteiligt wurde (vgl. die Feststellungen in dem Urteil des 

Senats vom 06.04.2006 - 5 S 596/05 -, UPR 2006, 453, juris)  

 

Zwar ist dem Mitwirkungsrecht eines anerkannten Naturschutzverbandes 

durch eine einmalige Anhörung grundsätzlich hinreichend Rechnung getra-

gen. Aus dem Gebot, eine „substantielle“ Anhörung zu gewähren, kann sich 

allerdings im Einzelfall die Notwendigkeit ergeben, dem Verband nochmals 

Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben. Dies ist insbesondere der Fall, 

wenn sich im Rahmen einer Planänderung zusätzliche naturschutzrechtliche 

Fragen stellen, zu deren Beantwortung die sachverständige Stellungnahme 

eines anerkannten Naturschutzverbands geboten erscheint, dessen Sachver-

stand aus anderen Gründen erneut gefragt ist oder die Planfeststellungsbe-

hörde es für notwendig erachtet, neue naturschutzrelevante Untersuchungen 

anzustellen und hierauf eine Planungsentscheidung - etwa in Form der Plan-
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änderung - zu stützen (BVerwG, Urt. v. 12.12.1996 - 4 C 19.95, BVerwGE 

102, 358; Urt. v. 12.11.1997 - 11 A 49.96-, BVerwGE 105, 348; VGH Bad.-

Württ., Urt. v. 23.03.2001- 5 S 134/00 -, VBlBW 2001, 484). Wie oben bereits 

ausgeführt wurde, stellte sich im Rahmen des vorliegenden Planänderungs-

verfahrens erstmals die naturschutzrechtliche Frage, wie mit den nachträglich  

eingegangenen Hinweisen auf eine Juchtenkäferpopulation (auch) im mittle-

ren Schlossgarten und möglichen Auswirkungen dieser Erkenntnis auf die be-

antragte 5. Planänderung umzugehen ist. Die Tatsache, dass die Beklagte 

der Beigeladenen mit Schreiben vom 30.04.2010 - zeitgleich mit dem Ergehen 

des Bescheids zur 5. Planänderung - die Einholung einer entsprechenden Un-

tersuchung aufgegeben hat (vgl. S. 9 des angefochtenen Bescheides), zeigt 

im Übrigen deutlich, dass auch die Beklagte eine sachverständige Abklärung 

des aufgetretenen Problems für geboten gehalten hat. Allerdings hätte diese 

Abklärung nicht außerhalb des 5. Planänderungsverfahrens und damit unter 

Umgehung des Mitwirkungsrechts des Klägers erfolgen dürfen. 

 

Aus den soeben genannten Gründen ist für die Frage, ob ein Mitwirkungs-

recht des Klägers ausgelöst wurde, hier auch der Umstand ohne Bedeutung, 

dass die Beklagte „nur“ ein vereinfachtes Planänderungsverfahren nach § 76 

Abs. 3 VwVfG durchgeführt hat. In diesem Fall bedarf es zwar keines Anhö-

rungsverfahrens - insbesondere keiner Planauslegung und keines Erörte-

rungstermins -, die Beteiligung eines anerkannten Naturschutzverbands wird 

aber nicht schon von vornherein entbehrlich (vgl. Bonk/Neumann in 

Stelkens/Bonk/Sachs, VwVfG, 7. Aufl., § 76 Rdnr. 28).       

 

2. Der festgestellte Verfahrensfehler führt hier zur formellen Rechtswidrigkeit 

des angefochtenen Bescheids. Entgegen der Rechtsauffassung des Klägers 

handelt es sich bei dem Mitwirkungsrecht nach § 63 Abs. 2 Nr. 6  BNatSchG 

n.F./§ 58 Abs. 1 Nr. 2, Abs. 3 BNatSchG a.F. allerdings nicht um ein absolu-

tes Verfahrensrecht in dem Sinne, dass seine Verletzung in jedem Falle zur 

Rechtswidrigkeit der betroffenen Entscheidung führte. Das Bundesverwal-

tungsgericht hat - im Zusammenhang mit § 61 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 BNatSchG 

a.F. - vielmehr klargestellt, dass die Vorschrift des § 46 VwVfG Anwendung 

findet, wenn ein Naturschutzverband - wie hier - von Rechts wegen nicht da-
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rauf beschränkt ist, die ihm gewährte Verfahrensposition geltend zu machen, 

sondern zusätzlich in der Lage ist, einen Planfeststellungsbeschluss einer 

materiellen Prüfung unterziehen zu lassen (Urt. v. 19.03.2003 - 9 A 33.02 -, 

NVwZ 2003, 1120, juris Rdnr. 18f unter Verweis auf BVerwG, Urt. v. 

31.01.2002  - 4 A 15.01 -, DVBl. 2002, 990, juris Rdnr. 20; Urt. v. 14.11.2002 

- 4 A 15.02 -, BVerwGE 117,149, juris Rdnr. 14). Bei Anwendung des § 64 

Abs. 1 BNatSchG aktueller Fassung gilt nichts anderes, da auch diese Vor-

schrift den Naturschutzvereinigungen ein - jedenfalls nicht hinter der Vorgän-

gervorschrift zurückbleibendes - materielles Prüfungsrecht ermöglicht 

(Frenz/Müggenborg, BNatSchG, § 64 Rdnr. 42).  

 

Nach § 46 VwVfG kann die Aufhebung eines (nicht bereits nichtigen) Verwal-

tungsaktes aber nicht allein deshalb beansprucht werden, weil er unter Ver-

letzung von Vorschriften über das Verfahren zustande gekommen ist, wenn 

offensichtlich ist, dass die Verletzung die Entscheidung in der Sache nicht 

beeinflusst hat. Geht es - wie hier - um die Frage der mangelhaften Beteili-

gung einer Naturschutzvereinigung in einem Planfeststellungsverfahren, so 

muss deren Vorbringen im Klageverfahren die konkrete Möglichkeit erkennen 

lassen, dass der Planfeststellungsbeschluss bei einer rechtzeitigen Beteili-

gung im Planfeststellungsverfahren anders ausgefallen wäre (BVerwG, Urt. v. 

09.06.2004 - 9 A 11.03 -, NuR 2004, 795, juris Rdnr. 48; BVerwG, Beschl. v. 

02.10.2002 - 9 VR 11.02 -, juris Rdnr. 6, Urt. v. 19.03.2003 - 9 A 33.02 -, 

NVwZ 2003, 1120, juris Rdnr. 19; Urt. v. 31.01.2002 - 4 A 15.01 -, Buchholz 

407.4§ 17 FStrG Nr.168, S. 93f, juris Rdnr. 21).  

 

Dies ist hier der Fall. Unter Zugrundelegung  des Vorbringens des Klägers 

besteht ohne weiteres die konkrete - und nicht nur rein abstrakte - Möglichkeit 

einer anderen Entscheidung durch das Eisenbahn-Bundesamt. Wäre eine Be-

teiligung des Klägers bereits im Planfeststellungsverfahren erfolgt, so hätte 

der Kläger darauf gedrungen, dass die Frage eines Juchtenkäfervorkommens 

im mittleren Schlossgarten weiter aufgeklärt wird. Nach Lage der Dinge wären 

die von Dipl.-Biol. Wxxx im August 2010 gewonnenen Erkenntnisse bereits im 

5. Planänderungsverfahren bekannt gewesen und hätten dort höchstwahr-

scheinlich zu einer Problembewältigung im Änderungsbescheid - etwa durch 
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die Aufnahme entsprechender verbindlicher Nebenbestimmungen bzw. 

Schutzauflagen - geführt. In Betracht kommt auch, dass die Beklagte zum 

Schutz einzelner Brutbäume des Juchtenkäfers eine bestimmte, u.U. von den 

Einzeichnungen des Lageplans vom 18.11.2009 abweichende Leitungsfüh-

rung vorgeschrieben hätte.   

 

3. Der dargestellte Verfahrensfehler kann in einem ergänzenden Verfahren 

behoben werden (§ 18e Abs. 6 Satz 2 AEG). Es ist nicht ersichtlich, dass die 

nachträglich aufgetretenen naturschutzrechtlichen Fragen die Umsetzungsfä-

higkeit der 5. Planänderung gänzlich in Frage stellten. Dagegen spricht schon 

die Erwägung des Dipl.-Biol. Wxxxx in dem Untersuchungsbericht zum vor-

kommen des Juchtenkäfers aus dem Jahre 2003 (Gerichtsakte 5 S 2910/11, 

Bl. 225), dass im Falle „des eventuellen Vorhandenseins von Osmoderma- 

Restpopulationen bzw.-individuen eine Umsetzung der Individuen in geeigne-

te Bereiche des Unteren Schlossgarten bzw. Rosensteinparks durchaus mit 

Gewinn für die Zielart möglich“ wäre. Zudem könnte die Beklagte entspre-

chend den Vorschlägen desselben Sachverständigen in dem Untersuchungs-

bericht vom August 2010 entsprechende verbindliche Schutzauflagen verfü-

gen. Der Kläger kann deshalb nicht die Aufhebung des Bescheids vom 

30.4.2010, sondern nur die Feststellung beanspruchen, dass diese rechtswid-

rig und nicht vollziehbar ist (BVerwG, Urt. v. 12.12.1996 - 4 C 19.95 -, 

BVerwGE 102, 358, 365).  

 

4. Da der Bescheid zur 5. Planänderung schon wegen des festgestellten Ver-

fahrensfehlers für rechtswidrig und nicht vollziehbar zu erklären war, kommt 

es auf die weitere Frage, ob auch ein materiellrechtlicher Verstoß gegen ar-

tenschutzrechtliche Schutzvorschriften (§ 44 Abs. 1 BNatSchG) anzunehmen 

ist, nicht mehr entscheidungserheblich an. Ein solcher Verstoß - unterstellt, er 

läge vor - würde aus den bereits aufgezeigten Gründen ebenfalls nicht die 

Grundkonzeption der 5. Planänderung insgesamt in Frage stellen.  

 

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 154 Abs. 1, 154 Abs. 3, 155 Abs. 1 

Satz 3 VwGO. Da die Beigeladene in der mündlichen Verhandlung einen 

Sachantrag gestellt und das Verfahren aktiv betrieben hat, war auch sie mit 
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Kosten zu belasten. Der Kläger ist zwar mit seinem auf Aufhebung des Be-

scheids gerichteten Hauptantrag unterlegen, dieses Unterliegen ist aber als 

geringfügig i.S.v. § 155 Abs. 1 Satz 3 VwGO anzusehen, weil die Feststellung 

der Rechtswidrigkeit und Nichtvollziehbarkeit des angefochtenen Bescheids 

einer Aufhebung praktisch nahekommt.  

 

Die Revision ist nicht zuzulassen, da die Voraussetzungen des § 132 Abs. 2 

VwGO hierfür nicht vorliegen. 

 

 

Rechtsmittelbelehrung 
 

Die Nichtzulassung der Revision kann durch Beschwerde angefochten wer-

den. 

 

Die Beschwerde ist beim Verwaltungsgerichtshof Baden-Württemberg, Schu-

bertstraße 11, 68165 Mannheim oder Postfach 10 32 64, 68032 Mannheim, 

innerhalb eines Monats nach Zustellung dieses Urteils einzulegen und inner-

halb von zwei Monaten nach Zustellung dieses Urteils zu begründen. 

 

Die Beschwerde muss das angefochtene Urteil bezeichnen. 

 

In der Begründung der Beschwerde muss die grundsätzliche Bedeutung der 

Rechtssache dargelegt oder die Entscheidung, von der das Urteil abweicht, 

oder der Verfahrensmangel bezeichnet werden. 

 

Für das Beschwerdeverfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht müssen 

sich die Beteiligten, außer in Prozesskostenhilfeverfahren, durch Prozessbe-

vollmächtigte vertreten lassen. Dies gilt auch für Prozesshandlungen, durch 

die ein Verfahren vor dem Bundesverwaltungsgericht eingeleitet wird. Als Be-

vollmächtigte sind nur Rechtsanwälte oder Rechtslehrer an einer staatlichen 

oder staatlich anerkannten Hochschule eines Mitgliedstaats der Europäischen 

Union, eines anderen Vertragsstaates des Abkommens über den Europäi-

schen Wirtschaftsraum oder der Schweiz, die die Befähigung zum Richteramt 
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besitzen, zugelassen. Behörden und juristische Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse können sich durch eigene Beschäftigte mit 

Befähigung zum Richteramt oder durch Beschäftigte mit Befähigung zum 

Richteramt anderer Behörden oder juristischer Personen des öffentlichen 

Rechts einschließlich der von ihnen zur Erfüllung ihrer öffentlichen Aufgaben 

gebildeten Zusammenschlüsse vertreten lassen.  

 

Vor dem Bundesverwaltungsgericht sind auch die in § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 5 

VwGO bezeichneten Organisationen einschließlich der von ihnen gebildeten 

juristischen Personen gemäß § 67 Abs. 2 Satz 2 Nr. 7 VwGO als Bevollmäch-

tigte zugelassen, jedoch nur in Angelegenheiten, die Rechtsverhältnisse im 

Sinne des § 52 Nr. 4 VwGO betreffen, in Personalvertretungsangelegenheiten 

und in Angelegenheiten, die in einem Zusammenhang mit einem gegenwärti-

gen oder früheren Arbeitsverhältnis von Arbeitnehmern im Sinne des § 5 des 

Arbeitsgerichtsgesetzes stehen, einschließlich Prüfungsangelegenheiten. Die 

in § 67 Abs. 4 Satz 5 VwGO genannten Bevollmächtigten müssen durch Per-

sonen mit der Befähigung zum Richteramt handeln. Ein Beteiligter, der nach 

Maßgabe des § 67 Abs. 4 Sätze 3, 5 und 7 VwGO zur Vertretung berechtigt 

ist, kann sich selbst vertreten. 

 
 
Bölle     Pfaundler    Dr. Albrecht 
 
 
 
 

Beschluss 
 
Der Streitwert für das Verfahren wird auf 5.000,00 EUR festgesetzt (§ 52 

Abs. 1 GKG). Mit Blick darauf, dass im Klageverfahren gegen den Plan-

feststellungsbeschluss vom 28.01.2005 für das Gesamtvorhaben Stuttgart 21 

ein Streitwert von 40.000,00 EUR festgesetzt wurde und Gegenstand der      

5. Planänderung nur ein geringfügiger Teilausschnitt des Gesamtvorhabens 

ist, wird das Klägerinteresse an der Entscheidung mit 5.000 EUR ausreichend 

erfasst. Eine Anwendung von Nrn. 34.2, 2.2.2 des Streitwertkatalogs 2004 ist 

nicht sachgerecht. 
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Dieser Beschluss ist unanfechtbar (§ 152 VwGO). 

 

 

Bölle     Pfaundler    Dr. Albrecht  

 
 


